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Rechtspflege.

(Fortsetzung der im siebenzehntcn Bande abgebrochenen Reihenfolge.)

69. Falliterklärung. Voraussetzungen. (Waadt.)
Die Direction der Actiengesellschaft du grand Hôtel in Vivis

hatte in der Sitzung vom 2.7. September 186S den Beschluß gefaßt,
den am t. October 1863 verfallenden Coupon ihrer Delegationen an
die betr. (privilegirten) Gläubiger nicht auszuzalen, sondern das
dafür Vorhandene an die Tilgung der schwebenden Schuld zu wenden.

L'huillier und Rigolet in Genf, Gläubiger zweiter Hypothek im
Betrag von Fr. ISO,000, waren in der betr. Sitzung abweichender
Meinung und gelangten nun auf den ihrer Ansicht entgegenstehenden
Mehrheitsbeschluß an die Direction mit dem Ansinnen, sich in Folge
§ 34 des Gesetzes vom 14. December 1852 sur les sociétés coinmer-
cislss fallit zu erklären. In einer nochmaligen Sitzung vom 27.
November 186g wies der Vorstand auch dieses Begehren ab und so

verlangten nun die betr. Gläubiger bei dem Gerichte (Vivis) die
Verhängung des Concurses über die Gesellschaft.

Der erwähnte Z 32 sagt nun: I.» société ost déclarée en faillite
pur le tribunal de district et ses biens mis en iliseussioo conformément

aux dispositions ris la procedure civils 1—2. lorsqu'il est
constate que le société a cesse ses paiemens, ou qu'elle abuse du
credit d'une manière dangereuse pour l'oràre publie.

Das Districtsgericht von Vivis wies das Begehren jedoch ab und
ihm folgte auch das CantonSgericht am 10. März 1870.

Oonsideravt
que I'srt. 34 de la loi de 1852, qui permet de demander la

faillite d'une 8ociètè commerciale, est une disposition exceptionelle
et rigoureuse, qui ne doit pas être appliquée extensivement.

Considérant que, d'après cet art. 34, la faillite est prononces
lorsque la Kociâtè abuse du crédit d'une manière dangereuse pour
l'oràre public, ou lorsqu'elle a cesse ses paiements.

Attendu que les questions d'abus du credit, st de cessation de

paiements sont dans l'apprèciation du g'uge.
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Consiàêrant que Iv Tribunal lie Vevey n's pus allmis que Is
Lociste abusât liu crèliit 6s maniers liangsrsuse .pour I orlire
public.

gus les instants I'ont eux-mêmes reconnu lisus l'enquête.
Xttsmiu qu'aucuns lies mesures prises psr ls lZacietê us constitue

un semblsble sbus àu ervllit
Consiàêrant, quant à ls cessstion 6e paiements, qu'elle n's pss

êts non plus sllmise psr le Tribunal.
Xttenllu que, pour sonlier Is mise en faillite, il no suklit pss

(l'un êtst cle gêne momentanée, mais ll'uns cessation lie paie-
ments importante, >êsultaut «l'un ensemble lie kails et às eir-
constsnees qui établissent que la Loeiètê ne peut ksire lace à

ses enAg^ements et qu'il v s cksngsr à ce qu'elle continus à

subsister.

Cvasirlèrsnt qu'il n'est point êtakìi que tel suit actuellement
Is cas <le la Loeivts àu Crsnll-IIôtel.

Xttenllu qu'en liisiërant le paiement lie l'intêrèt lies «lelê^a-
tions, is Lociête n eu pour but lie pa^er I» àette lluttante, lie sor-
tir li'uue crise qui parait momentanée, li'smôìiorer 8» position et lie
ssuvegarller les intérêts «les créanciers.

Lonsiliorant que l'assemblse «les lièlegatsirss s invite le conseil

ll'sllministratian às la Loeiste à suspemlrs le paiement <le

l'interst cle la lettre àe rente.
(journal «les tribunaux vsulluis XVIII. pp. t?3 ss.)

70. Firmaconcurs iGlarus).
Am I. Februar I8KZ erklärte Daniel Stüssi. Sohn, die Insolvenz

der Firma Daniel Stüssi, Vater und Sohn, der er angehörte.
Am 18 Januar gl. I. hatte Daniel Stüssi, Bater. das in

seinem Privatvermögen befindliche Grundwesen an seinen Bruder, den

Altrathsweibel Andreas Stüssi von Riedern. wohnhatt in Glarus.
verkauft und ihm. der sein Gläubiger war, so theilweise Deckung
verschafft.

Nach dem zur Zeit geltenden «gegenwärtig abgeänderten") Landesgesetze

von Glarus (Landbuch H 212) können nun alle in den letzten
2l Tagen vor Ausbruch des ConcurseS durch den Falliten an einen
Dritten, der nicht Creditor deà Verauffallten ist. vorgekommenen
Veräusiernngen von Liegenschaften durch die Masse eingelöst werden.
Ist der Erwerber dagegen Creditor, so ist jeder Verkauf, welcher von
dem Verauffallten innert 14 Tagen vom Tage der Auffallerklärung

Vgl. dse. Ztschr. XVII. Gesetzgebung ». IZZ.
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an geschehen war, kraftlos und es fällt — die Sache an die Masse

zurück....
Diesen „Nückfall" beansprucht nun die Concnrsverwaltung von

Daniel Stüssi, Vater und Sohn.
Der Käufer bestritt ihr aber das Recht, indem die Publication

des Concurses erst am 4. Februar 1865 erfolgt sei, folglich der Termin

der 11 Tage rückwärts die Veräußerung nicht erreiche; jedesfalls
aber der Concurs über die Firma den Concurs über die Theilhaber
nicht selbstverständlich herbeiführe, indem die Firma diesen

Theilhabern als juristische Person gegenüberstehe.
Die Masse berief sich darauf, daß Daniel Stüssi, Vater, gegen die

Publication des Concurses, auch soweit sie gegen ihn erfolgt sei,
sich nicht verwahrt habe und er sie anerkenne.

Beide Instanzen (das Appellationsgericht von Glarus durch Spruch
vom 26. October 1865) hielten den Rückfall für anwendbar, die zweite
in Erwägung a daß das Concursvertahren sowohl gegen die Firma
Stüssi, Vater und Sohn, als die einzelnen Firmanten derselben in
Folge der von Daniel Stüssi, sud t. Februar 1865 abgegebenen und
durch den Mitbetheiligten, Daniel Slüssi, Vater, keineswegs

beanstandeten Jnsolvenzerklärung eingeschlagen und durchgeführt wurde;
b. nach gemeinem Rechte dem Firmagläubiger auch das

Privatvermögen der einzelnen Associes in dem Falle haftbar ist, wenn, wie
hier vorliegt, die Activen der Firma sowohl als auch der Associes zu
deren Deckung nicht zureichend sind.

(Directe Mittheilung.)

71. Succession der Masse in die Rechte des Cridars(St. Gallen).

Im Januar t8S2 fiel Caspar Schneeli zu Wallenstadt (C. St. Gallen)

in Concurs. Er war Gemeinder der Firma Jakob Schneeli und
Söhne.

Bei der Liquidation der Masse und Prüfung des Guthabens von
Caspar Schneeli in der Societät Jakob Schneeli und Söhne fand sich

ein Kaufbrief über ein ift Untertrogen gelegenes Grundstück »im
Boden", das diese Societät am IS. April 18Zg erkauft und dann am
13. März 1814 dem Jakob Schneeli, Vater, bei seinem Austritt aus
der Societät gegen Belastung seiner Rechnung mit fl. 7000 überlassen

hatte. Dieser Uebertrag war aber, weil nur zwischen den Söhnen
und dem Vater geschlossen, nicht gefertigt worden, so daß die

Concurscommission den Uebertrag als rechtlich ohne Folgen angriff.
Durch Urtheil des Cantonsgerichts St. Gallen vom 6. Februar 1866

wurde sie in dieser Anschauung begründet erfunden, so daß das Gut
„im Boden" für den Antheil des Caspar Schneeli an dessen Concurs-
masse fiel. Diesen Antheil brachte die Masse am âl. Juni 1866 zur
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Versteigerung, mit der Gantbedingung, der Erlös falle in erster

Linie an die Hypothekargläubiger, der Rest in baar um Martini 186K

an die Massaliquidation oder wenn sie dem Erganter zur Zalung
anweisen werde. Erganter war Jakob Schneeli, Vater, ber im Jahr
1844 baS Gut schon übernommen hatte. Der Gantschilling war
Fr. 7769, 96.

Für eiesen Kaufpreis stellte die Masse dem Erganter Rechnung,
welcher gegenüber aber der Erganter seine frühere Verrechnung von

fl. 7090 zur Compensation brachte
^ Das Gericht des Seebezirks wies den Ganter mit seiner Einrede

ab, wogegen die zweite Instanz (das CantonSgcricht) am 8. October
18K6 die Compensation gelten ließ:

in Erwägung
— 3. daß das cantonSgerichtliche Urtheil vom 6. Februar 1866 der

Klägerschaft die Hälfte des Gutes Boden als Eigenthum allerdings
zugesprochen hat, weil der bestehende letzte Kaufbrief über daè Gut
„Bod-n" vom Jahre 1839 den Casp. Schneeli als Mitcigenthümer
aufgeführt und eine weitere angeblich i. I. 1844 geschehene

Handänderung nicht protocollirt worden war, daß aber mit jenem Urtheil
die F age nicht präjudicirt wurde, ob dem Cridaren, resp, der Debitmasse

aus jenem Eigenthumstitel her noch ein Forderungsrecht
zustehe, auà den heutigen Vorlagen, insbesondere auà dem Ucberein-

kommniß vom 13. März 1844, aus den bestimmten Erklärungen des

Casp. Schneeli vom 23. Aug. 1861 und 7. Juni 1864 selbst unzweifelhaft

hervorgeht, daß Casp Schneeli die Hälfte des GegenwerthcS der

fraglichen Liegenschaft wirklich erhallen habe, ihm von daher also
kein Forderungsrecht mehr zustehen könne, wobei der Umstand, daß

in dem Concurse des Casp. Schneeli Seitens des Beklagten eine
bezügliche Forderung nicht eingegeben worden, deßhalb von keiner
rechtlichen Bedeutung erscheint, weil damals die Frage über daS

MiteigenthumSrecht am Gute Boden weder gelöst noch aufgehoben
war, und überhaupt der Fallimentseintritt über Casp. Schneeli an dem

im Jahr 1844 geregelten Rechts- und FordcrungSverhältniß zwischen
Vater Jakob und Sohn Casp. Schneeli, resp der Firma Jakob Schneeli
und Söhne nichts geändert hat.

(Directe Mittheilung.)

72. Concurs. Was ist Activum? (Luzern).
Am 20. August 1864 fiel Jos. Koller in Gettnau (C. Luzern) in

Concurs.
Derselbe war am 15. December 1862 von dem Fuhrwerk des

Zoh. Häni überfahren worden und erlitt dadurch außer andern Ver-
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letzungen einen doppelten Armbruch. (Erst) am 10. Febr. 1805 ver-
fällte der Richter den Häni zu folgenden Leistungen:
t. für dauernde Verminderung der Arbeitsfähigkeit eine jährliche

Rente von Fr. 180. —
2. für Schmerzengeld « 180. —.
3. für Abwart ; „ 180. —
4. für Arztcontv 157. 95

Die Gläubiger des Koller verlangten die Hereinziehung sämmtlicher

Ansprüche Kollers in die ConcurSmasse.
Durch Spruch vom 5. April 1800 sprach das Obergericht von

Luzern der Masse das Schmerzengeld und die Rente zu, das Uebrige
nicht, mit folgender Begründung:

1)Daß der Cvncursausbruch nach allgemeinen und lnzcrnischen Nechts-
grundsätzen zur Folge hat, daß alle übertragbaren Vermögensrechte
des Concursiten insoweit auf die Creditvren übergehen, als es zu

ihrer Befriedigung nothwendig ist, und von dieser Regel nur vereinzelte

Ausnahmen gemacht werden können, welche entweder in der

Natur des Gegenstandes (vergl. z. B. § 47 Conc.-Gef. und § II
BetreibungS-Ges.) oder in entgegenstehenden Rechten Dritter
ihren Grund haben (WeiSke'S Rechtslerikon II., S. 831 ff.);

2) daß auS dem zuletzt genannten Grunde die Reklamation der

Gläubiger auf den Arztconto und den Abwartlohn unbegründet ist,
indem die daherigen Beträge nicht als ein Guthaben des Klägers
aufzufassen sind, weiches der Verfügung der Creditvren anheimfällt,
sondern mit Rücksscht auf das Urtheil vom 10. Februar 1865 dasselbe

dem Kläger sul, moäo, d. h. mit der Zweckbestimmungen, fragliche
Beträge an den Arzt und Abwart aushinzufolgen, zugewendet wurde,
und die Gläubigerschaft den Nachweis nicht erbrachte, daß die
Forderungen des Arztes und des Abwartes bereits vorschußweise getilgt
seien, resp, die Rechte dieser Dritten nicht mehr entgegenstehen;

3) daß hingegen die für Schmerzengeld dem Koller zuerkannten
Fr. 180 gewöhnliches Guthaben desselben bilden, welches im Concurs-
falle deu Creditvren anheimfällt, indem dasselbe keine besondere

Zweckbestimmung hat, der Umstand aber, daß ausgestandene körperliche

Schmerzen den daherigen Forderungsgrund bilden, die Natur
jenes Guthabens so wenig ändert, als z. B. wenn der Erwcrbsgrund
Arbeit oder ein glücklicher Zufall :c. wäre;

4) daß, was die Reklamation auf die Jahresrenten anbetrifft,
dieselben unzweifelhaft als ein Ersatz für die durch jene Verletzung
geminderte Arbeiskraft des Klägers demselben ausgesetzt wurden und
sonach deren Zweckbestimmung die eines Aequivalentes für
geminderten Verdienst ist, welch' letzterer, soweit er nach dem Concurs

erworben wird, dem Concurstten gemäß § II Betr.-Ges. zu
belassen ist;
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5) daß daher jedenfalls die seit dem Concnrstag — 30. August
1864 — erlaufenen Renten der Verfügung der Creditoren entzogen

sind, gegen welche Auffassung nicht mit dem Umstand argumentirt
werden kann, daß zu Gunsten des erbrechtlichen Nießbrauchs eines

Ehegalten am Vermögen des andern keine Ausnahme hierorts gemacht

zu werden pflegt, indem diesem Nießbrauch nicht die Natur eines

Aequivalentes für Tag- oder Lidlohn zukommt;
6) daß hingegen die vor dem Concnrstag nach Markzahl

verfallenen Renten so wenig wie der vor dem Concurstage verfallene
Lidlohn unter den § 11 Betr.-Ges. noch unter § 47 Conc.-Ges. fallen,
zumal auch gemäß § 35 Betr.-Ges. Concursit bis zum Concurs die

nöthigen Lebensmittel aus der Massa beziehen kann und letztere daher

zum Bezug seines verfallenen Lidlohnes wie des daherigen
Aequivalentes für diese Zeit berechtigt ist.

(Zeitschrift des bernischen Zuristenvereins. Neue Folge, til. S. 3l f.)

73. Concurs. Lebensversicherung. Anspruch der Gläubiger
darauf (Bern).

Nach dem Tode den Christian Hirschi (20. Oct. 1866> verzichtete
dessen kinderlose Witwe geb Gäumann auf die Verlassenschaft („sie
verlangte die gerichtliche Bereinigung der Masse").

In derselben fand sich ein am 30. Sept. 1868 abgeschlossener

Vertrag mit der allgemeinen Versorgungsanstalt im Großherzogthum
Baden. Die Versicherungsprämie war jährlich Fr. 205. 60. Der
Vertrag verpflichtete die Anstalt, „nach dem Tode des Christian Hirschi
die Versicherungssumme an dessen Ehefrau geb. Gäumann oder, falls
dieselbe früher versterben sollte, an dessen Bruder Friedrich Hirschi
oder, falls der Tod des Versicherten nicht früher eintritt, nach seinem
zurückgelegten 85. Jahr an ihn selbst zu bezalen." Das Versicherungscapital,

abzüglich der drei ausstehenden Vierteljahrsprämien, betrug
Fr. 9842. 53.

Dieses Capital sprach nun die Massaverwaltung gegenüber der
im Vertrag bezeichneten Ehefrau an. Die Anstalt deponirte es bei
dem Richteramt. Die Ehefrau anerbot Auszalung der bisher ent'
richteten Prämien.

Die Massaverwaltung erkannte in dem Capital einen Theil des

Nachlasses, auf welche die Ehefrau verzichtet habe. Ansprüche aus
dem Vertrag können nur die Kontrahenten haben, in die Ansprüche
HirschiS succedire die Masse; endlich trage das Geschäft das Gepräge
einer Schenkung, entbehre aber aller Förmlichkeiten und sei bei

mangelnder Tradition der Urkunde dahingefallen (Civilgesetz 8z 725 f.),
abgesehen davon, daß Hirschi bei Einzalung des Vertrags bereits unter
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seinen Geschäften stand nnd zum Rachtheil seiner Gläubiger handelte,
— Die Witwe bestritt: daß das Geschäft könne als Schenkung betrachtet

werden, da, was der Ehefrau anfallen wurde, nicht aus dem

Ehevermögen ausgegangen sei, sondern aus der Prämie, die sie ja
anbiete. — Vielmehr sei der Vesicherungsvertrag eine gesonderte Gattung

von Geschäften und der vorliegende berule auf § 328 der
Statuten : „Hinsichtlich des abgeschlossenen LebenSversichcrungsvertrages
steht, so lange der Versichernde Mitglied der Anstalt ist,'nur dieser

mit der Anstalt in Vertragsverhältniß, Nach Abgang deß Versichernden

tritt der Versicherungsnehmer und, wenn kein soicher im
Vertrage oder später bezeichnet ist, der Rechtsnachfolger deS

Versichernden in die vertragsmäßigen Verbindlichkeiten deS Versichernden,
bei Vermeidung des VerlustS der vertragsmäßigen Rechte desselben."
Diese Bestimmung sei die I«x contractas.

Die erste Instanz, der Gerichtspräsident von Bern, entschied zu

Gunsten der Ehefrau s27. Oct. 187»)

in Betrachtung

t. daß daS von der Witwe Hirschi in Anspruch genommene Recht

auf die Versicherungssumme sich auf einen Vertrag zwischen dritten
Personen gründet, zu welchem sie ihren Beitritt resp, die Annahme
deS von der Versicherungsgesellschaft gemachten Versprechens nicht
ausdrücklich erklärt hat;

2. daß aber der Nachweis dieser ausdrücklichen Annahmserklärung
nicht als ein Erfordernis ihrer Berechtigung aufzufassen ist, weil

s. unsere Gesetzgebung den Fall eines Vertragsabschlusses zu Gunsten
eines Dritten — pseluin in savorem tsrlii — überhaupt mit
Stillschweigen übergeht;

d. aus allgemeinen Gründen des Rechtes und der Gesetzgebung aber
kein Grund sich ergiebt, weßhalb ein förmlicher Beilritt des Dritten,

sofern ihm aus dem fraglichen Vertrage nur Vortheile
erwachsen können und der Promissar ein Interesse an der Erfüllung
des Vertrages zu Gunsten des Dritten hat — was hier unzweifelhaft

der Fall ist — gefordert werden sollte;
c. namentlich in Fällen, wie der vorliegende, über die Absicht

beider VertragScontrahentcn, den dritten Berechtigten, hier der

Witwe Hirschi, den Betrag der Versicherungssumme in erster Linie
zuzuwenden, kein Zweifel sein kann;

à. auch aus den Umständen hervorgeht, daß die Klägerin von dem
Abschlüsse des LebensversicherungSvertrageS zu ihren Gunsten schon

bei Lebzeiten ihres Ehemannes Kenntniß hatte;
o. endlich nach § 328 der Statuten der versichernden Gesellschaft der

Beitritt deS Versicherungsnehmers zum Vertrage stillschweigend
vorausgesetzt, ja sogar gefordert wird, sofern derselbe die Vertrags-'
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mäßigen Rechte beanspruchen will, was in essn von Seite der

Witwe Hirschi geschehen ist;
3. daß insofern das vorliegende Rechtsgeschäft eine Schenkung des

Ehemanns Hirschi an seine Ehefrau enthält, doch jedenfalls nicht das

Bersicherungskapital selbst als Gegenstand der Schenkung zu betrachten

ist, weil:
s. letzteres, als erst nach dem Tode des Versicherten, Hirschi, ver¬

fallen, nîemalS im Vermögen desselben vorhanden gewesen ist;
b. auch das durch den Versicherungsvertrag entstandene Forberungs-

recht vom Versicherten selbst nur in dem Falle geltend gemacht
werden konnte, wenn er das Lüste Lebensjahr zurückgelegt haben

würde;
v. die Uebertragung einer im Vermögen des Schenkers befindlichen

Sache oder das Versprechen derselben wesentlich zum Begriffe der

Schenkung gehört;
4. daß es gerade der dieser Art von Verträgen zu Grunde liegende

Zweck ist, den durch frühzeitigen Tod des Versicherten seinen
Angehörigen, welchen er eine standesgemäße Versorgung zu leisten schuldig
ist, entstehenden Schaden zu ersetzen, und dieser Zweck als ein sittlich
anerkennenswerther und rechtlich zulässiger bezeichnet werden muß;

5. daß überhaupt die materielle Grundlage des vorliegenden und
jedes ähnlichen Lebensversicherungsvertrages darin liegt, daß der
Versichernde — hier die allgemeine Versorgungsanstalt des Großherzog-
thums Baden — gegen die regelmäßige, jährliche Einzahlung eines

gewissen Betrages — Prämie, — welcher, einentheils aus einer
gewöhnlichen Sparkasseneinlage, anderntheils aus einer Vergütung für
das vom Versichernden übernommene Risico besteht, — die

Verpflichtung übernimmt, dem im Vertrage bezeichneten, somit von
Anfang an bestimmten Versichungsnehmer auf den Zeitpunkt des (natürlichen

resp, nicht selbstverschuldeten) Ablebens des Versicherten eine

bestimmte Summe (welche in tüssi dem während der wahrscheinlichen

Lebensdauer des Versicherten durch die jährlichen Einzahlungen,
ausschließlich der Vergütung für bas Risico, jedoch mit Zins und
Zinseszinsen angesammelten Betrage gleichkommen soll), — das

Versicherungskapital — auszubezahlen, somit die jährlichen Prämien
bestimmt sind das Versicheruugskapital zu bilden;

K. daß nach obigen Ausführungen von einer Schenkung nur die
Rede sein könnte in Betreff der durch den Ehemann Hirschi bereits
einbezahlten Prämienbelräge, in Bezug auf welche jedoch infolge des

Anerbietens der Klägerin, dieselben der Masse zu restituiren, ein
Streit nicht besteht;

7. daß der Besitz der Versicherungspolice an und für sich der
Masse Hirschi kein Recht zum Bezug der Versicherungssumme
gewährt, weil
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s. in derselben bestimmte Personen als Versicherungsnehmer

bezeichnet sind und die Forderung somit nicht in dem Papiere
verkörpert ist;

k. laut § 359 der Statuten der allgemeinen Versorgungsanstalt die
Gesellschaft nur an den wirklichen Bezugsberechtigten zu bezahlen
verpflichtet ist und als solchen in erster Linie die in der Vertragsurkunde

bezeichnete Person betrachtet 359, Z 4);
8. daß somit die Unterzeichnung des Jnventarisationsverbals durch

Frau Hirschi vom 12, Oktober 1869 und folgenden Tagen, in welchem

auch der fraglichen Police Erwähnung geschieht, für den Entscheid
der Frage über das Recht zum Bezüge der Versicherungssumme
unerheblich ist, indem daS Eigenthum der Police immerhin ihr als dem

Bezugsberechtigten zusteht;
9. daß die Klägerin durch die Ausschlagung der Erbschaft ihres

Ehemannes ihr Recht zum Bezüge der Versicherungssumme nicht
verloren hat, weil letztere nach den vorstehenden Ausführungen (3 und 5)
niemals im Vermögezi des Hirschi sich befunden hat, sondern erst

nach seinem Tode existent wurde, —
Mit etwas anderer Begründung bestätigte das Disposttiv der

Appellations- und CassationShof von Bern (20. Jan, 187l):
1 Daß Witwe Hirschi ihren Anspruch auf die Versicherungssumme

auS den Bestimmungen des Versicherungsvertrages herleitet;
2, daß dieselbe in diesem Vertrage als Versicherungsnehmer auf

den Zeitpunkt des Ablebens des Versicherten Christian Hirschi in erster

Linie genannt, somit zufolge desselben unzweifelhaft legitimirt ist, das

Versicherungs-Kapital zu beziehen;
3. daß nach Satz. 685 O. Versicherungsverträge, insoweit die

Rechte dritter Personen dadurch nicht beeinträchtigt werden, erlaubt
sind und im vorliegenden Falle
s. allerdings Hirschi zur Zeit der Abschließung des Versicherungsvertrages

unter seinen Sachen stand;
b. allein die Versicherungssumme niemals im Vermögen des Hirschi

sich befunden hat und er auch — wenigstens unter der Voraussetzung

daß er das 85. Altersjahr nicht zurücklege — kein Recht

zum Bezüge dieser Summe erlangen konnte; mithin mit Bezug
auf dieses Kapital von keinem pfandbaren oder zur Masse gehörenden

Vermögensrechte des Schuldners die Rede sein kann;
o. sich aus den Umständen nicht ergibt, daß die Versicherung in der

Absicht abgeschlossen worden, die dafür bezahlten Prämien seinen

Gläubigern in pflichtwidriger Weise zu entziehen und zudem die

Klägerin anerboten hat, die bezahlten Prämienbeträge der Masse

zu restituiren;
st. somit eine Beeinträchtigung der Rechte der Gläubiger oder der

Versuch einer solchen hier nicht vorliegt;
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ä. Daß solche Verträge als eine besondere Vertragsart zu betrachten

sind, mit welcher keine der im Civilgesetzbuch behandelten Vertragsarten

derart analog ist, um deren Grundsätze auf sie in Anwendung
bringen zu können;

ö, daß das Gericht somit hier an die allgemeinen Nechtsgrnnd-
sätze gewiesen ist — § 296?. — und aus denselben kein Grund sich

ergibt, um den vorliegenden Vertrag, welcher, ein erlaubtes Geschäft

zum Gegenstande hat und mit den Erfordernissen eines gültigen
Vertrages versehen ist, nicht als gültig zu betrachten;

K. daß insbesondere ein zum Vortheil eines Dritten abgeschlossener

Vertrag, wenn der Dritte — wie hier die, >ur den Fall, daß Christian

Hirschi das bezeichnete Alter nicht erreiche, genannten Personen
— als Stellvertreter des Kontrahenten betrachtet werden kann, nach

allgemeinen Nechtsgrundsätzen gültig ist und der Dritte daraus ein
Klagrecht erwirbt;

7. daß wenn übrigens der Vertrag nicht gültig wäre, den

Gläubigern, so wenig als der Witwe, ein Recht auf die Versicherungssumme

zustehen würde, indem dieselbe alsdann- überhaupt nicht
gefordert werden konnte;

8. daß somit die Bestimmungen des Vertrages Regel machen
müssen;

9. daß in Betreff der durch Christian Hirschi einbezahlten Prämienbeträge,

infolge des Anerbietens der Klägerin, dieselben der Masse zu
restituiren, ein Streit nicht mehr besteht.

(Zeitschrift des bernischen Juristen-Vereins. Bd. Vl. Nr. 8.)

74. 75. Concurs, àí» p-mili-ma. Allgemeine nnd locale

Geltungsvoraussetzungen (Baselstadt.)
Der Holzhändler Heinrich Stüßi in Basel genoß seit einer langen

Reihe von Jahren eines ausgedehnten Credits bei dem dortigen
Zimmermeister Friedrich Lotz, der theils bei mehreren Bankiers
Garantie für ihn geleistet hatte, theis und hauptsächlich jeweilen die von
Stüßi ausgestellten Eigenwechsel indossirte. Dadurch wurde er Gläubiger

Stüßi's für bedeutende Summen, wie denn die in den Monaten

März bis Mai 1868 indossirten Wechsel allein schon die Höhe von
circa Fr 150,000 erreichen. Im Juni 1868, als Stüßi die

Haltlosigkeit seiner Lage nicht mehr verbergen konnte, trat er Herrn Lotz

an Zahlungsstatl einige Liegenschaften sowie den größten Theil seiner
Mvbiliaractiven an Flößen und Stämmen ab, die sich an verschiedenen

Lagerplätzen in der Schweiz, Baden und Frankreich befanden.

Im Juli 1868 gericth Stüßi in Concurs, und die Liquidation
der Masse wurde von drr Creditorenversammlung Anfangs einer
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Curatel übertragen, nach Schluß der Auskündung aber dieser wieder
abgenommen und den Gerichtsämtern zugewiesen. >

Im November 1868 führten diese letztern nun eine Klage gegen
Herrn Loh ein, in welcher sie die Frage, ob die Abtretungen von
Stüßi an Loy rechtsgültig seien oder nicht, dermalen nicht erörtern
und dem gerichtlichen Entscheid unterwerfen zu wollen erklärten,
sondern nur darauf klagten, daß ^selbst bei Annahme der Gültigkeit
rencr Abtretungen) Herr Lotz widerrechtlich gewisse, in jenen Factu-
rirungcn nicht enthaltene und von ihm ohne Rechtsiitel in Besitz

genommene Activen theils ihnen vorenthalte, theils schon weiter
veräußert habe, wofür er ersatzpflichtig sei. Die bezüglichen Begehren
reduciren sich nach Wegfall der in der Klagbeantwortung zugestandenen

und seither auch factisch erledigten Punkte auf zwei. Mit der

Klagbeantwortung reichte Beklagter am 3. December 1868 eine Widerklage

ein, dahin gehend, Witerbeklagte seien anzuhalten, die kurz

vor dem Falliment Stüßi's von diesem an Widerkläger gemachten
Abtretungen der Flöße Nr. t8—2l, 134—141 und des Holzlagerplatzes
in St. Jean de LoSne sowie der Forderung an Nomieur und
Alibert in Beaucaire als rechtsgültig anzuerkennen. Widerbeklagte, in
ihrer Widerklagbeantwortung, bestritten die Statthaftigkeit dieser

Widerklage, da auf Anerkennung des Eigenthums nur gegen
denjenigen könne geklagt werden, welcher den Besitzstand gestört habe
oder zu stören versuche, was hier nicht der Fall sei. Sofern aber in
der Widerklage eine Provocationsklage könnte erblickt werden, seien
sie erbötig, durch Klagerhebung ihrerseits auch diese Frage zum
Austrag zu bringen.

Widerbeklagte führten daher gleichzeitig mit Eingabe der
Widerklagbeantwortung am 3l. Dec. 1868 eine zweite Klage ein, welche
des Begehren auf Rückerstattung sämmtlicher seit 9. Juni 1868 von
Stüßi an Lotz abgetretenen Activen, resp, auf Ersatz des Werthes für
die nicht mehr vorhandenen enthält. Diese in 18 Posten aufgeführten
Activen sind zu einem Gesammtwerth von Fr. 166,055. 74 angeschlagen,
wovon jedoch laut Vorverfahren zwei Posten (Nr. 14 und 15) im
Betrag von zusammen Fr. 13,369. 31 wegfallen.

Begründet wird diese Klage damit, daß alle diese Abtretungen
von Stüßi in vollem Bewußtsein seiner Insolvenz und in der sichern

Aussicht auf den Concurs zur Schädigung der andern Gläubiger
erfolgt seien und daß Lotz von dieser Lage Stüßi's vollste Kenntniß
gehabt habe, somit alle Bedingungen der aotio ?aullisoa des gemeinen

ReHtS, die auch in unserer Gerichtspraris anerkannt sei,
vorhanden seien.

Der Beklagte bestreitet in erster Linie die Anwendbarkeit der
Grundsätze der uctio psuUisnu auf vorliegenden Fall, weil er erstens
bei diesen Abtretungen keine Kenntniß von der Insolvenz Stüßi's
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gehabt habe, der ihn immer mit ganz falschen Bilanzen hintergangen
habe, und zweitens es sich um Abtretungen an Zahlungsstatt gar
nicht handle, sondern um Verkauf, Faclurirunz und Tradition von
Waaren gegen Uebernahme der Einlösung von Wechseln Stüßi's durch

Lotz. Ueberhaupt aber seien die im Juni und Juli 1868 erfolgten Factu-
rirungen gemäß der Collocalions-Ordnung und dem Gesetz betreffend
Beschränkung der Vindication von Mobilien vom 7. März 18K4

unanfechtbar. (Die eventuelle Erörterung über einzelne auch die
Annahme der Ungültigkeit sonstiger Abtretungen dennoch gültiger
Geschäfte lassen wir hier weg.) — Die Widerklägerische Forderung stellt
sich in dieser Gesammterörterung schließlich auf Fr. 152,686. 43 minus
Fr. 27,940. 56, also ans Fr. 124,745. 87, und mit den zwei Posten
der ersten Klage, Fr. 4043. 7g und Fr. 2383. 93, zusammen auf
Fr. 153,714. 15 minus Fr. 27,340. 56, also Fr. 131,773. 53.

Nachträglich begehrten Kläger noch Ersatz der Werthverminderung,
welche durch Nichtvcrkauf der an Beklagten abgetretenen Waaren
entstehen könnte.

Das Civilgericht von Basel entschied durch Urtheil vom 21.
September 1863 die Znlaßung der Widerklage im Grundsatz, unter
folgenden Auseinandersetzungen.

Es hat um so weniger Anstand, beide Klagen in gemeinsamen
Prozeßverhandlungen und Einem Urtheil zu erledigen, als der erste

Posten der ersten Klage von dem principiellen Entscheide über die

zweite Klage abhängig ist. Aus diesem Grunde mag auch dieser
letztere Punkt, ô. h. die Frage, ob die nolio puullinun begründet sei,

zuerst besprochen werden. Das Tribunal sieht sich zu einer erneuten
sorgfältigen Prüfung dieser Frage um so mehr veranlaßt, als es in
allseitigem Interesse erscheint, daß divergenten Auffassungen früherer
Sprüche und Differenzen zwischen den Ansichten beider Instanzen
möglichst ein Ende gemacht werde. In erster Linie ist zu untersuchen,
ob diese Klage in unserm hiesigen Recht begründet sei. Direct und
ausdrücklichlch findet sich dieselbe in keinem Gesetz. Der s 487 der

Gerichls-Ordnung spricht nur von der Anfechtbarkeit von Schenkungen
eines überschuldeten Schenkers durch dessen Gläubiger. Daraus muß
indeß nichr mit Nothwendigkeit geschlossen werden, daß die Absicht
des Gesetzgebers da>anf gegangen sei, in diesem einzigen Fall die

Anfechtung von Handlungen in (random oreàitorum zu ermöglichen;
mit ebenso gutem Grund k^nn behauptet werden, daß das Prinzip,
welches hier in einer einzigen Anwendung förmlich gebilligt wird,
durch K 638 allgemein reservirl sei. Das Hauptgewicht liegt aber auf
den §§ 8—10 der CoUoe.-Ordg. Die hier enthaltenen Bestimmungen,
wonach Hypothekargläubiger, deren Hypotheken wenigstens vier Wochen

vor Ausbruch des Falliments in das Hypothekenbuch sind

eingetragen worden, ebenso Fahrnißpfandgläubigcr, die einen wenigstens
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vierzehn Tage vorher errichteten notarialischen Schuldtitel haben,
endlich Kaustpfandgläubiger, welche Fahrnißgegenstände faustpfändlich
besitzen, auf ihre Ptänder cvllocirt werden sollen, könnten auf den

ersten Blick im Zusammenhalt mit § 3 zu der Meinung veranlassen,
daß alle Pfandbestellungen, die diesen formellen Requisiten entsprechen,

ohne Rucksicht auf die sonstige Art ihres Zustandekommens unanfechtbar

seien. ES kann aber diese Auffassung nicht die richtige sein,

weil dadurch möglicherweise den schwersten Beeinträchtigungen der

ConcurSmassen gesetzliche Sanction ertheilt wäre. ES ist nicht
abzusehen, was der Gesetzgeber für einen Grund gehabt hätte, auf
diesem indirekten Wege alle Verpfändungen, selbst die im Widerspruch
mit aller guten Treue errichteten, mit absolutem Schutze zu umgeben
und so der mgla listes in krsustein erestitorum einen Freibrief zu
ertheilen. Halten wir uns an die bekannte Jnterpretationsregel,
wonach ein Gesetz nicht in der Weise auszulegen ist, daß dadurch ein

Widerspruch gegen den Zweck desselben entsteht, und ist unleugbar
der Zweck dieser Bestimmungen eine Beschränkung der Gültigkeit von
Pfandrechten, so können wir nur zu der Interpretation gelangen,
daß dem Richter in Bezug auf alle Pfandrechte die Prüfung
vorbehalten ist, ob sie in guten Treuea zu Stande gekommen seien, außer

hinsichtlich der erst vier resp, zwei Wochen vor ConcursauSbruch
errichteten Pfandbriefe, bei welchen er dieser Untersuchung absolut
enthoben ist, und welche ohne Rücksicht auf bons und maïs listes und
selbst wenn die gute Treue des Pfandgläubigers keinem Zweifel unterläge,

durchaus ungültig sind. Diese Auffassung wird dadurch unterstützt,

daß der Tit. I,. der alten Proceß-Ordnung von 1719, an dessen

Stelle die CollocationS-Ordnung von 1852 getreten ist, auch schon

daS Requisit des vierwöchentlchen Alters der Hypotheken enthält,
dennoch aber damals nach dem Zeugniß des „lehrrichtigen Entwurfs
der Stadt Basel Gerichtsübung von StupanuS", eines Büchleins,
welches bekanntlich als Darstellung der Basler GerichtSpraris' in
hohem Ansehen stand, die uetio psulliuua angewendet wurde, und
nach der ausdrücklichen Bemerkung auf S. 2ld daselbst den vier
Wochen der Sinn beigelegt wurde, daß der Beweis der kraus für die

innert dieser Zeit geschlossenen Geschäfte nicht erforderlich, vielmehr
diese Zeit gesetzt sei, „innert welcher vermuthet wird, daß etwas

zum Betrug der Gläubiger gethan oder unterlassen worden." Da
nun kein Grund ersichtlich ist; daß der Gesetzgeber von l8Z2 in dieser

Hinsicht einen andern Zweck im Auge gehabt habe, seine Bestimmung
vielmehr reine Reproduction der althergebrachten mit passender

Ausdehnung auf Fahrnißpfandverschreibungen ist, so folgt wiederum aus
anerkannter Jnterpretationsregel, daß der zur Zeit der Erlassung des

Gesetzes vorhandene Rechtszustand, von welchem anzunehmen ist, daß

er dem Gesetzgeber gegenwärtig gewesen sei, nicht habe aufgehoben
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oder, abgeändert werden wollen. Weiter dürfte angeführt werden,
daß die hier vertretene Ansicht überhaupt die in der modernen
Gesetzgebung und damit in der .heutigen Rechtsanschauung liegende ist,
und in dieser oder jener Form in die neueren Concursgesetze Eingang
gefunden hat, so daß auch von dieser Seite keine Veranlassung besteht,
von dem althergebrachten Rechte abzuweichen, um es früher oder
später doch wieder aufzunehmen. Wie endlich das Gesetz über
Beschränkung der Vindication von Mobilier» von 1864 die Auffassung
des Beklagten unterstützen kann, ist vollends nicht abzusehen, da
dasselbe bloß den gutgläubigen Erwerber schützen will.

Ergiebt sich so das Resultat, daß unsre hiesige Gesetzgebung die
Anwendbarkeit der Grundsätze der Paulliana nicht ausschließt, so

fragt sich weiter, ob im vorliegenden Falle die Bedingungen derselben
vorhanden sind. Die aus unsern Fall bezüglichen Grundsätze des

gemeinen Rechts in dieser Hinsicht, wie sie z. B. in der vom Beklagten

eingelegten Abhandlung Francke's auf Seite 262- 264 und von
den bedeutendsten Rechtslehrern auf Grund der Quellen
übereinstimmend formnlirt werden, gehen dahin, daß Abtretungen an
Zahlungsstatt anfechtbar sind, wenn sie der Gemeinschuldner in Kenntniß

seiner Insolvenz und Voraussicht des Concursausbruchs zu Gunsten

eines Gläubigers, der diese Insolvenz kannte, vorgenommen
hat. In unserm Falle liegen offenbar Abtretungen an Zahlungsstalt
vor, wie dies der Beklagte in der Duplik durch seinen Anwalt
zugestanden hat, nachdem in der Klagbeantwvrtung allerdings ein
anderer Ausweg-war versucht worden, der aber darum unhaltbar ist,
weil die Facturirung der Waaren nicht gegen Uebernahme der
Wechselverpflichtung stattfand, sondern dieser erst später nachfolgte und zur
nachträglichen Deckung des Gläubigers dienen sollte. Daß aber
Abtretungen an Zahlungsstatt nicht, wie die Duplik will, auf gleicher
Linie mit wirklicher Zahlung stehen, hat seinen guten Grund darin,
daß dieselben nicht Tilgung des Schuldverhältnisses auf die bei dessen

Eingehung in Aussicht genommene Weise sind, sondern blos zur
Deckung herbeigezogene Auskunstsmittel, die ihrem Wesen und Zweck

nach der Pfandbestellung viel näher stehen als der Zahlung. Während

daher keinem Gläubiger übel zu nehmen ist, daß er bei drohender

Gefahr seine Vigilanz auf Lösung des Schuldverhältnlsses in der

von Anfang an beabsichtigten Weise richtet und zu wirklicher Zahlung
zu gelangen sucht, wo solche bedungen war, erscheint es anderseits
dem Rechtsgcfühl anstößig, daß wo diese naturgemäße Lösung nicht
mehr zu erreichen ist, im Bewußtsein des drohenden Concurses eine
andere an deren Stelle gesetzt und auf einem Umwege der Erfolg,
den das drohende Falliment haben muß, zu vereiteln gesucht wird.
Der Beklagte beruft sich nun aber zur Rechtfertigung dieser

Abtretungen darauf, daß sie in der That nur die Ausführung einer
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schon bei Anfang des Creditverhältnisses mit Stüßi übereingekommenen

Deckung gewesen seien, indem schon am lS. Mai t848 Stüßi
bescheinigte, „daß mein sämmtliches Holzlager jcweilen als Aequiva-
lent für geleistete Bürgschaft, Wechsel und Baarzahlungen Herrn
Friedr. Lotz als Versatz hinterlegt bleibt." Die durch dieses in Rechten

ungenügende Actcnstück nicht beschaffte Deckung sei vor dem

Concurse, als Zweifel über den Zustand Stüßi's sich erhoben, reali-
sirt und die reelle Sicherheit im Verkauf der Holzvorräthe gefunden
worden. Es ist nun richtig, daß neuere Gesetze bisweilen die Pfand-
bestellung, die an sich ungültig wäre, noch anerkennen, wenn sie

schon bei der Entstehung der Verbindlichkeit ausbedungen, aber erst

später ausgeführt worden ist (stehe auch schweiz. Entwurf eines Handelsrechts

Art. 46K), aber nicht nur ist diese an sich singulars Bestimmnng
nicht in ein Gesetz hineinzutragen, das, wie das hiesige, sich nicht
ausdrücklich ausspricht, sondern sie träfe auch in unserm Fall gar nicht
zu. Denn vorerst ist hier nicht eine Pfandbestellung erfolgt, der
Act von l848 also überhaupt nie zur Ausführung gekommen, zweitens

aber und hauptsächlich kann sich jene Bestimmung nur auf solche

Fälle beziehen, wo die Pfandbestellung aus irgend einem Grunde nicht
sofort möglich war und Anfang und Ende der Manipulation sich in
einem den Umständen entsprechenden Zeilraum zusammenfaßten, nicht
die unverantwortlich lange Zeit von 2» Jahren zugewartet wurde,
um eine Handlung vorzunehmen, die ebensogut am ersten Tage dieser

Zeit hätte vorgenommen werden können.

Handelt es sich somit um reine Abtretungen an Zahlungsstatt zum
Zwecke der indirekten Befriedigung eines Gläubigers vor andern, und
zwar sowohl bei den Wechseln, wie später noch zu untersuchen ist, so

ist weiter das Requisit der mà Kàss des Abtretenden, des Falliten
Stüßi, ebenso unzweideutig vorhanden. Daß er seine Insolvenz
kannte, ist unbestritten und bedarf darum keiner Erörterung.
Dagegen ist geltend gemacht worden, daß er nicht in krausiem crosiitorum
gehandelt habe, weil er in der Meinung gestanden, eine heilige
Pflicht gegen Herrn Lotz zu üben, wenn er endlich die an sich

ungültige Pfandvcrschreibung von 1848 zur Ausführung bringe.
Es ist dagegen zu erinnern, daß

1) die kraus creckitorum schon angenommen wird, sobald der

Schuldner seine Zahlungsunfähigkeit kennt (beispielsweise Windscheid
Pandekten II, § 4KZ, 2>,

2) daß auch wenn auf das Motiv der Handlungsweise des

Gemeinschuldners etwas ankäme, die Handlung nichtsdestoweniger
als in krsusiem oresiitorum erfolgt zu betrachten wäre, da die so plötzliche

und umfangreiche Erfüllung einer zwanzig Jahre lang vernach-
läßigten und beiderseis vergessenen Pflicht von dem Ausführenden
nothwendigerweise als ein den andern Gläubigern angethanes Unrecht

Zeitschrift f. schweiz. Recht, XVIII. 1. (3) 2
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erkannt werden mußte und von Stüßi auch als solches anerkannt
wurde, wie daraus hervorgeht, daß er trotz seinem angeblichen Pflichtgefühl

gegenüber Herrn Lotz an alle Holzlieferauten des Oberlandes
die Weisung ertheilte, ihre Waaren zurückzuhalten und dadurch zu
retten.

Es bleibt somit nur noch das dritte Requisit der Paullianischen
Klage: die Kenntniß des Herrn Lotz von der Insolvenz Stüßi's, zu
besprechen. Dieselbe wird vom Beklagten durchaus bestritten und nur
zugestanden, daß ihm Zweifel aufgestiegen seien, sein unbedingtes
Vertrauen in Stüßi's Verhältnisse zu schwinden begonnen und das
Alles in ihm den Wunsch veranlaßt habe, die Sache in Ordnung zu

bringen, daher er auch nicht jn blinder Wuth über Alles auf
einmal seine Hand geschlagen, sondern während vierzehn Tagen
in geschäftsmäßiger Weife die Sachen mit Stüßi regliert habe-
Der Thatbestand entspricht doch diesen Behauptungen nicht. Was
wirklich geschehen ist, geht weit über einen ordentlichen und reellen
Handelsverkehr hinaus. Der Umfang der Abtretungen an sich

schon, welche geradezu alles Vorhandene in ihren Bereich zogen
und ungefähr sämmtliches Vermögen Stüßi's umfaßten, kann nicht
damit in seiner Bedeutung abgeschwächt werden, daß gesagt wird,
der Umfang der Deckung habe dem Umfang der Verpflichtung
entsprochen. Wenn ein Schuldner sein sämmtliches Hab und Gut an
Liegenschaften, Waaren, Wechseln einem Gläubiger an Zahlungsstatt
abtritt, so kann dieser letztere unmöglich mehr der Ansicht sein, er
lasse sich blos auf geschäftsmäßige Weise Deckung für seine Forderung
geben, sondern er muß daraus entnehmen, daß der Schuldner völlig
insolvent ist und nichts mehr hofft. Ebensowenig deutet auf gewöhnliche

Deckung, wie sie in ordentlichem Geschäftsverkehr erfolgt, das

Herumreisen Stüßi's mit Lotz von Ort zu Ort zu sofortiger Anhandnahme

aller ergreifbaren Activen. Zudem hatte Herr Lotz damals
Einsicht in die Bücher Stüßi's. Ob er täglich oder weniger oft auf
Stüßi's Bureau war, ist gleichgültig; daß er auf dasselbe kam und
dort gearbeitet hat, ist unzweifelhaft uno durch einen von ihm
geschriebenen und in Stüßi's Copierbuch eingetragenen Brief dargethan.
Endlich verleugnen doch auch die Holzabtretungen, vbschon sie sich

durch vierzehn Tage hindurchziehen (was sich übrigens schon aus dem

einfachsten Gebot der Klugheit erklären könnte), den Charakter eines

blinden Dreinfahrens nicht, wie namentlich daraus hervorgeht, daß
nach der Behauptung der Klagbeantwortung Herr Lotz sich das

Klosterwaldholz, das Stüßi schon bezogen, aber noch nicht bezahlt
hatte, von Stüßi facturiren ließ und zugleich in seinen Kauf gegenüber

dem Verkäufer eintrat, also in der Eile zweimal dieselbe Waare
kaufte. Nimmt man dazu, daß das schon seit Anfang Juni in Basel
herumgebotene Gerücht von Stüßi's Insolvenz dem Beklagten nicht
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leicht verborgen bleiben konnte, so kann nicht verkannt werden, daß
die Kenntniß des Herrn Lvtz von Stüßi's Zahlungsunfähigkeit außer
allem Zweifel steht.

Aus diesen Gründen erachtet das Tribunal die Paullianische Klage
in unserm Fall anwendbar und begründet.

Nach der rechtlichen Erörterung über die streitigen Posten faßt
das Urtheil als Resultat zusammen:
Gerichtlich anerkannte Posten der Klagen Fr. t45,982. 02

GerichtlichanerkannteGegcnforderungendesBeklagten » 3K,tl8. 57

Bleibt anerkannt zu Gunsten der Kläger Fr. t09,8K3. 45.

Es ist gemäß der von den Klägern gegebenen Erklärung
verstanden, daß diejenigen Gegenstände, die noch iu nslurn vorhanden
sind, statt des dafür ausgesetzten Werthbetrages auch in osturs
zurückgegeben werden können, sofern sie sich noch in gehörigem Stande
befinden.

Was schließlich das nachträgliche Begehren der Kläger auf Ersatz
der Werthverminderung betrifft, welche die an Beklagten abgetretenen
Waaren seit Erhebung der Klage durch Nichtverkauf erleiden möchten,
so erscheint dasselbe nicht gerechtfertigt. Es war dem Beklagten nicht
zuzumuthen, sich mit der Veräußerung streitig gewordener Gegenstände

zu befassen und dadurch sich selbst möglicherweise in Nachtheil
zu versetzen.

Das Appellationsgericht trat in seinem Urtheil vom 2. Juni t870
diesen Anschauungen bei, unter folgender Präcistrung:

Die in den Rechtsgründen des civilgerichtlichen Urtheils
enthaltene Anführung, es seien die erst vier, resp, zwei Wochen vor
Concursausbruch errichteten Pfandbriefe durchaus ungültig, bedarf
in Betreff der Verpfändung von Liegenschaften einer Berichtgung
in dem Sinn, daß auch noch später eingeschriebene Pfandbriefe
nach Sage des § 8 der Coll. Ordn, vom 7. Dec. t852 gültig sind,
in sofern der Beweis erbracht werden kann, daß dieselben in guten
Treuen entstanden seien.

Wenn nun auch diese Bestimmung nicht zu dem im erstinstanzli-
chen Urtheil gezogenen weitgehenden Schluß berechtigt, daß dem

Richter in Bezug auf alle Pfandrechte die Prüfung vorbehalten sei,
ob sie in guten oder bösen Treuen entstanden sind, so liegt darin doch

immerhin gegenüber dem alten § lK5 G. O. eine bedentende
Annäherung an das Princip deü Paullianischen Klage in seiner
Anwendung auf Verpfändungen.

Daß dieses Princip in dem Gesetz vom 7. Dec. l852 nicht zu
allgemeiner und voller Geltung gebracht worden, kann darum nicht
auffallen, weil dieses Gesetz, wie sein Eingang besagt, aus der
Revision der nach Erlaß der Civil-Proceß-Ordn. vom l7. Oct. l848 noch in
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Kraft gebliebenen vier Titel des t. Theils der Stadt-Ger.-Ordn, „vom
gerichtlichen Proceß" hervorgegangen ist und sich daher seinem Gegenstande

nach auf die daselbst enthaltenen Bestimmungen des rechtlichen
Verfahrens und der Klagverjährung beschränkte, während der

Satz von der Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen dem materi eilen
Rechte angehört und daher im Nechtssystem wie in den

Gesetzbüchern seine Stelle abgesondert von der Rangordnung der Cvncurs-
forderungen gewöhnlich bei den allgemeinen Lehren von den

Verträgen findet. <Vgl. z. V. Zürcher Civilgesctz § I0t9 u. ff. lloste Livil
H Il67. Vangerow Lehrb, § 697. Göschen Civilr. § 63t.)

Da nun die Stadt-Ger.- Ordn, in ihrem noch geltenden II.
Abschnitt „von den Cvntracten" zwar in tit. XX in Bezug auf
Schenkungen die Voraussetzungen der Paullian ischen Klage aufgenommen
hat, dagegen sowohl eines allgemeinen Theils als auch demjenigen
speciellen Abschnitte entbehrt, wo die entsprechenden Bestimmungen
über Abtretungen an Zahlungsstatt — um welche es sich im
vorliegenden Falle handelt ihre Stelle finden mußten, so ist klar,
daß ans dem Mangel solcher nicht gefolgert werden kann, es habe
der Gesetzgeber die entschiedene Absicht gehabt, die Anwendung der

Grundsätze der Paulliana auf Verträge dieser Art auszuschließen.
Eine derartige, streng systematischer Anordnung entbehrende und

lückenhafte Fassung älterer Kodifikationen bringt es überhaupt mit
sich, daß manche Rechtssätze von allgemeiner Bedeutung sich nur in
vereinzelten Anwendungen aufgenommen finden (vgl. z. B. Stadt-
Ger.-Ordn, Ausgabe von 1849 §§ 608. 639-632. 339. 332 u. A.), und
es wird daher nothwendig, überall wo das Gesetz unter ähnlichen
Verhältnissen es an einer bezüglichen Rechtsregel ermangeln läßt,
solche — sei's durch analogische Interpretation, sei's aus einer
ständigen GerichtsprariS oder in deren Abgang aus dem gemeinen Recht
zu ergänzen, soll anders der Rechtszustand nicht an Unsicherheit oder

Verwirrung leiden.
Ein solcher Fall liegt nun auch in Bezug auf die Rechtsfrage

des gegenwärtigen Prozesses vor. Es läßt sich nicht verkennen, daß

in dieser Beziehung eine Lücke im Gesetze vorhanden ist. Und unter
dieser Voraussetzung ist der Richter nach § 698 G.-O. darauf
angewiesen, den Entscheid aus jener andern Quelle zu schöpfen, welche

zunächst an die Reihe kommt, nämlich aus Herkommen und Ob-
servanz.

Nun finden wir abgesehen von dem Zeugniß des „lehrrichtigen
Entwurfes" über die Observanz im vorigen Jahrhundert allerdings
in neuerer Zeit nur selten Fälle dieser Art, welche bei den Gerichten
zur Behandlung gekommen sind. Immerhin wurde durch Urtheile der

II. Znstanz wiederholt der Grundsatz ausgesprochen, daß bei wesentlicher

Benachtheiligunz der Gesammtheit der Gläubiger zum Vortheil
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Einzelner Abtretungen an Zahlungsstatt, welche in Voraussicht des

Cvncursausbruchs vorgenommen worden, für ungültig erklärt und
wieder aufgehoben werden können — und wo solche Handlungen aus
Anlaß von eigentlichen Massavefraudationen zur Untersuchung gelangt
sind, haben auch Strafurtheile beider Instanzen in Fällen von Pfandbetrug

den Schuldnern dafür zur Strafe gezogen, sonst aber
dieselben als Beschwerungsgrund seiner übrigen Handlungsweise erklärt
und die öffentliche Mißbilligung darüber ausgesprochen.

(Vgl. Urtheil des AppellationSgerichts st st. ll. Mai 1854 in
S. Chr. Hoffmann e. Masse Mühlebach — Urtheil des AppellationSgerichts

st. st. 3l. Dec. 1868 in S. Götz n Ecklin e. I. R. Liechlenhan —
Urtheil des AppellationSgerichts st. st. 23. Januar t8S3 in S. Chr.
Jac. Meyer. — Urtheil des Criminalgeiichts v. l0. April t858,
bestätigt vom Appellationsgericht 3. Juni l858 in S. Jos Ant. Zaugger.

Da nun übereinstimmende Entscheidungen der Gerichte, zumal
insofern sie sich wie hier über einen längern Zeitabschnitt erstrecken und
als Ausfluß einer gesunden Doktrin gelten können, eigentliches
Gewohnheitsrecht bilden, so darf die Rechtsfrage des vorliegenden Prozesses

auch für unser hiesiges Recht als durch die Observan; principiell im
Sinne des klägerischen Rcchtsbegehrens entschieden angesehen werden.

Wenn übrigens eine solche Gerichtspraris auch nicht vorhanden
wäre, so würden nach § 6S8 die gemeinrechtlichen Grundsätze für diese

Materie Platz greifen, welche sich in demselben Sinne ausgebildet
haben und als feststehend anzusehen sind, wie in den Rechtsgründen
des erstinstanzlichen Urtheils sich entwickelt findet.

(Directe Mittheilung.)

76. Concursstellung der St. Gallischen „Fcrgger" (St. Gallen).

I. Wirth zum Sternen in Turbenthal, C. Zürich, hatte an

F. Gemperle, Fabrikant in Flawyl, aus den Jahren t866 und t367
im Betrag von Fr. 836. 50 für Ertrageschäftstouren zu verlangen.
Da Gemperle im Jahr >8K7 in Concurs fiel, verlangte Wirth von
der Masse Zalunz und zwar in der ersten Classe, in welcher die

Lidlöhne der Knechte, Mägde und andern Dienstboten für das letzte Jahr
vor Eröffnung des Concurses stehen, in der sechsten Classe, wo nach

dem Gesetz vom 22. Nov. l844 laut Art. 68. Ziff. 3 angewiesen werden

die Arbeitslöhne der Handwerker (wenn sie keine Unternehmer
von Großgewerben sind), jedoch mit Ausnahme der von denselben

dafür gelieferten Stoffe. Tie Concurscommisffon des Bezirksgerichtes
Unter-Toggenburg verlegte die Forderung in die l. Classe. Dagegen
erhoben mehrere Creditoren Widerspruch, und Wirth, die Stellung
in erster Classe aufgebend, verlangte in zweiter Classe nur noch

Aufnahme in sechster Classe. ^
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Um seinen Anspruch zu begründen, berief Kläger sich auf die
notorische Unterscheidung zwischen den Stickerei-Ferggern im Rheinthal
und den Werpfen-Ferggern im Toggenburg. Der Stickerei-Fergger
sei dem Kaufmann gegenüber, für den er fergge, ein selbständiger
Gewerbsmann, welcher ihm für das Arbeitsmaterial und Geschirr, für
Stickerlohn und Mühwalt einen streu, konvcnirten Preis — Ferggerlohn

— in xlobo bezahle, in dem Alles inbegriffen sei. Mit der
Stickerin oder dem Sticker mache dann der Slick-Fergger den Arbeitslohn

wieder selbständig aus und gebe ihnen in der Regel weniger,
als wofür er diesfalls mit dem Kaufmann einig geworden sei.

Anders verhalte es sich mit den Werpfen-Ferggern, welche als Mittel-
personen zwischen den toggenbmgischcn Fabrikanten und den einzelnen

Webern, Spuhlern u. s. w. Dienste leisten. Der Werpfen-
Fergger beziehe von dem Fabrikanten den Stoff, übergebe ihn dem

Weber, welchem er den gleichen Weberlohn bezahle, wie er ihn mit
dem Fabrikanten verabredet habe, und beziehe für seine Mühwalt
eine kleine Proviston. Bei einem solchen Verkehr stehe immer noch

der Fabrikant direkte dem einzelnen Weber gegenüber und es

verhalte sich rechtlich ganz gleich, wie wenn der Fabrikant die Werpsen
durch seine Angestellten oder Dienstboten übergeben, das Gewobene
von ihnen abgeholt und den Webern in gleicher Weise die Weberlöhne

bezahlt hätte. Wolle man aber auch nicht annehmen, der
Beklagte repräsentire als Wervf-Fergger unmittelbar die Weber und
Spuhler, so erscheine er doch als Cessionar ihrer Forderungen,
und er müsse als solcher mit diesen cedirten Forderungen in die
sechste Classe locirt werden. Wirth brachte für seine Ansicht von den

Bezirksgerchtscanzleien von Tablat, Werdenberg, Seebezirk und Neu-
Toggenburg die Bescheinigung vor, daß von den dortigen Auffalls-
Kommisstonen die Forderungen der Weber, Spuhler, Zettler und
Fergger bisher stets nach litt. ü. des A>t. 73 in die sechste Classe

kollocirt worden seien. Von eu er Bezirksgerichtskanzlei — derjenigen
von Unter-Toggenbnrg — wird bezeugt: den Ferggerlöhnen habe die

dortige Auffalls-Commission jederzeit unbeanstandet ein Vorrecht
zuerkannt und zwar je nach Beschaffenheit der Forderung oder des

Geschäftsverhältnisses des Ferggers zum veraufsallten Fabrikanten in
der ersten, zweiten, fünften oder sechsten Classe. Nicht selten seien

die Fergger in die zweite Classe locirt worden, weil dieselben noch

im Besitz der Waare und, sich als Faustpfandglänbiger gcrirend, ohne

Zustcherung des Vorrechts in einer andern Classe, die betreffenden

Waaren nicht an die Debitmasse hätten abliefern wollen.
Gegenüber dieser Auffassung erklärte aber das Cantonsgericht

von St. Gallen in seinem Spruch vom >4. April t8l>8 sich gegen
jedes Privilegium,

— weil nach Art. 73 litt. d. des Concursgesetzes nur und ausschließ-
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lich jene Arbeitslöhne der Handwerker, welche aus einem direkten
und unmittelbaren Dienstverhältniß zwischen dem Arbeiter und dem

falliten Dienstherrn hergeleitet werden können, privilegirt sind; im
konkreten Falle aber unbestrittencrmaßen das Schuldverhältniß nicht
zwischen Gemperle und den Webern unmittelbar, sondern zwischen
dem Beklagten als Fergger einer- und den Webern anderseits
entstanden ist, das Forderungsverhältniß des Beklagten demnach als ein
gewöhnliches Vertrauensgeschäft aufgefaßt werden muß, indem der
Fergger gegenüber den Arbeitern als Repräsentant des Arbeitsgebers
und als Schuldner der Arbeitslöhne und seine Zahlungen an die
Arbeiter als Vorschüsse, resp, Darleihen zu Gunsten der Fabrik
erscheinen,*)

(Directe Mittheilung.)

*) In Erweiterung dieser Motive sagt daS Cantonsgericht in seinem

Jahresbericht <S. tZ) noch weiter: die Ferggerei ist bei uns in der

Regel - und war es auch in eoncrelo — ein Hülfsgeschäft unserer
Fabrikation, gleichviel bestehe dieselbe in Stickerei oder Weberei.
Der Fergger besorgt und vermittelt gewerbsmäßig die Ausführung
von Kabrikationsgeschäften (Spuhlen, Zetteln, Weben u. drgl,) im
Interesse und auf Rechnung eines Auftraggebers — des ihn kommit-
tirenden Fabrikanten, aber unter eigenem Namen und gegen Provision.

Der Fergger wird dem Dritten (dem Weber, Zettler, Spuh-
ler :c.) gegenüber persönlich obligirt, es wäre denn, was selten der

Fall ist, er hätte lediglich und ausdrücklich als bloßer Stellvertreter
des Kommittcntcn gehandelt. Der Fabrikant wird mit dem dritten
Gläubiger oder Schulder des Ferggers nicht obligatorisch verbunden.
Der Fergger ist verpflichtet, das den Dritten zur Verarbeitung
abgelieferte Material abzugeben und die verarbeitete Waare dem Fabrikanten

wieder zurückzuliefern. Hinwieder ist der Fergger berechtigt,
für die Schulden, die er im Interesse der Ferggerei (Kommission)
dadurch kontrahirt hat, daß er Weber-, Spuhl- :c. Löhne bezahlte,

Ersatz von dem Fabrikanten, beziehungsweise Kommittenten zu

verlangen, Mit andern Worten: dem Weber, Spuhler u, gegenüber
wird für die Weber- und Spuhlerlöhne der Fergger Schuldner
derselben, hat aber das Recht, zu fordern, daß der Kommittent ihn
für diese Schulden schadlos halte. Die vom Fergger an den Weber,
Spuhler rc. bezahlten Löhne erscheinen also dem Fabrikanten gegenüber

als ein Vorschuß, den er dem letztern anvertraut, so daß der

Fergger für dessen Ersatzforderung sowie für seine Provision lediglich

an den Fabrikanten gewiesen erscheint. Der Fergger, der als
solcher dem Weber u. s. w. im Interesse des Ferggergeschäfts die

Löhne bezahlt, kann nach dem Erörterten auch nicht als Cesflvnar des
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77. Concurs. Privilegium des Fahrhabeverkäufers. (Luzern

Am S. Jan. 1869 kaufte und bezog Joseph Vonlaufen von Joseph
Bitrkli im Brand zu Oberkirch (C, Luzern) eine Kuh um den Preis
von Fr. 2SS, die der Käufer durch einen Wechsel auf N, Sidier von

Fr. 200 und eine Obligation auf sich selbst von Fr. SS leistete. Schon
einen vollen Monat früher (den 3. Dec. >868) war dem Käufer die

Aufrechnung") gesetzt worden und Ende Januar t8kig dann der Concurs

über ihn auSgebrochen. Die Kuh war in diesem Augenblick
noch vorhanden uud wurde um Fr. 232 amtlich versteigert.

In diesem Concurs verlangte nun Jos. Bürkli seinen Anspruch
von Fr. 2S5 mit Bezugnahme auf das im Gesetz (Gesetz über das

Concursverfahren vom 17. Juni 1849 § 29) ihm zustehende Privilegium.

Diese Bestimmung lautet folgendermaßen: Der Eigenthümer
von Futter hat ein vorzügliches Anspruchsrecht auf das an der Hir-
tung befindliche Vieh und der Verkäufer von beweglichem Gut auf
die verkaufte Sache, beide nach Maßgabe des bürgerlichen Gesetzbuches.
Und dieses sagt ö28): für Vieh, welches gegen baare Bezalung
verkauft wird, bleibt dasselbe, wenn eS der Käufer zur Hand nahm,
ohne die Zalung zu leisten vierzehn Tage Pfand für die Kaufsumme,
und der Verkäufer kann während dieser Zeit darauf oder, wenn die

Sache bereits veräußert sein sollte, auf den Kaufschilling, wenn dieser

noch aussteht, greifen. — Das gleiche Recht steht dem Verkäufer zu,
wenn er nicht gegen baare Bezalung, sondern aus Termine verkauft
und dann innert vierzehn Tagen, von Ucbergabe der Sache an, im
Aufrechnungsbefehl auf den Käufer gelöst wird.

Eine Anzal Concursgläubiger bestritten aber die Anwendbarkeit
dieser zwei Stellen auf den vorliegenden Fall, da die Aufrechnung
nicht auf den Kauf folgte, sondern ihm vorangieng und da die Kuh
bereits bezait und Kläger aus einem neuen Geschäft nur Wechselbzw.

Obligationsgläubiger sei.

Die erste Instanz, das Bezirksgericht Münster, wies aus
angeführten Gründen den Kläger am 10. Juli 1869 ab.

Webers angesehen werden, eben weil der Weber den Lohn vom

Fergger fordert, derselbe von diesem, und nicht von dem Fabrikanten
bezahlt wird. Ob der Fergger für seine Provision und Ersatzforderung
ein RetentionSrecht, beziehungsweise ein Faustpfand an den

verarbeiteten Waaren geltend machen könne, lag in coocreto nicht zur
Entscheidung vor, zumal die geferggten Waaren in den Händen der
Auffallskommisston sich befanden.

Derjenige Zeitpunct im Schnldbctrcibungsverfahren, an welchem
dessen Vermögenssiand vorläufig festgestellt wirb. (Schuldbetreibungsgesetz

vom >7. Brachmonat 1849. 23. 2S f.)
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Die zweite Znstanz, das Obergericht von Luzern, dagegen sprach

ihm die Fr. 262 des Steigerungserlöses durch Urtheil vom Zt.
August 1869 zu.

Es sand: wenn nun das gedachte vorzügliche Ansprnchsrecht
eintritt, wenn inner vierzehn Tagen nach dem Kaufe ein Aufrechnungsbefehl

auf den Käufer gelöst wird, so muß solches um so mehr der

Fall sein, wenn zu der Zeit des Kaufes dem Käufer die Aufrechnung
schon gemacht war, es wäre denn der hier nicht nachgewiesene AuSnahme-
sall vorhanden, daß der Verkäufer um die Aufrechnung gewußt und
doch kreditirt hätte;

Die von den Beklagten erhobene und von dem erstinstanzlichen
Nichter gutgeheißene Einwendung, die Kuh sei durch den indvsflrtcn
Eigenwechsel des Sidler und Auestellung eines Obligo's für die

Restanz bezahlt, ist unrichtig; denn die Hingabe eines Wechsels für
eine bestehende Schuld quaiificirt sich ohne ausdrückliche oder aus den

Umständen zu entnehmende Willenserklärung der Betheiligten, namentlich

wenn die bestehende Schuld mit Pfandrechten n. s. w., wie die

vorliegende, privilegirl ist, weder zur Novation uoch zur Zahlung
(S. Seuffert Arch. XXI. Nr. tl8 und die dort angeführte Literatur),
sondern bloß zu einer Anweisun g, hinsichtlich welcher der Rechtssatz

gilt: Anweisung ist keine Bezahlung. (Siehe auch 7ä5, 716 u. s. f.
des bürgerlichen Gesetzbuches) Noch weniger bildet die von dem

Käufer für Fr. 55 auf sich ausgestellte Obligation eine Zahlung,
sondern nur das Versprechen einer solchen.

(Directe Mittheilung.)

78. 79. Concurs. Aufnahme der Kosten eines nach dem

Concursausbrnch entstandenen Strafprozesses gegen
den Fallitcn in den Bertheilungsbcscheid (Waadt.)

C. Ncproud, Chef des großen Viviserhauses C. Neyroud ck Cie,,
erklärte sich am lv. Zuli 1868 insolvend. Bei der Prüfung der
Masse ergaben sich Unordnungen, Antedatirungen, Entfremdungen,
Fälschungen und daraus eine amtliche Strafuntersuchung, die mit
der Verhaftung Neyrouds (29. Oct. gl. I.) begann und mit dessen

Verurtheilung (l8. Nov. t8t>9) zu vierjähriger Einfperrung und
Vezalung von ^ der Kosten schloß. Für diese Kosten (Fr. 3293. 5S)
meldete sich die Behörde im Concurs, ward aber von der Liquidationsbehörde

abgewiesen, weil der Concurs zur Vertheilung der Masse

nur unter diejenigen führen könne, die bei Eröffnung des Concurses

Gläubiger gewesen seien.
Das Bezirksgericht von ViviS erkannte aber dem Staat das

Recht der Aufnahme unter die Gläubiger zu (25 und 26. Aug. I87U)
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considérant èn droit
gue pour pouvoir intervenir dans une discussion, il kaut être

créancier du discutant au moment lie la cession de biens, ou prêten-
daot à un titre quelconque;

gue les biens d'un débiteur sont le Kaxe commun de ses créanciers

et, dans le cas àe faillite. Is prix s'en àistribus entr'eux
par eontribulion, à moins qu'il n'^ ait, entre les créanciers, àes
causes legitimes àe preference (Le. art. IS69);

gu'il n'est pas nécessaire, pour avoir part à cette àistribution,
d'avoir une créance àêterininôs, précise et reconnus, mais qu'il
«ukkit à'être su bsnsücs d'une simple prétention, basse toutskois
sur un fait antérieur à la remise àu bilan;

tloosiàersnt que la créance que l'Ltst àe Vauà s contre le
condamne l). IXevrouà, pour les frais qu'il s àu avancer à son
sujet, à la suite àu jugement criminel àu 18 novembre 1863,
ne résulte pas d'un fait volontaire àe la part àu demandeur, mais
est une consequence forces àes délits commis par le dit iVe^rouà
et antérieurs à la cession de biens;

Ou'siosi la dette de lXe^rvud vis-à-vis de l'Ltst s existe du

jour de l'existeoee des ksits délictueux qui en ont ète la cause,
puisque l'Ltat avait l'obliKstioo de les réprimer, du moment ou
il» ont ète commis, bien qu'il n'ait pu procéder et faire rendre
la justice que dès l'instsot oû ces kaits ont ète dénonces su ma-
xistrst compétent;

floosidàrsnt que l on ne saurait admettre en droit que l'Ltst
os puisse intervenir dans la discussion de tl, kis^roud st 6v. pour
le montant des frais en question, comme tout autre créancier
cbiroArspbsire, parce que, comme représentant de la société, il
avait le devoir de rendre la justice; que la procedure pénale a su
lieu depuis la cession de biens, et sans l'iotsrveotion directe des

représentants de la masse dans l'enquête;
Hue si l'autvrits judiciaire a pleins pouvoirs pour la direction

d'une enquête, on os doit pas supposer qu'elle en abuse quant
aux frais, mais on doit admettre qu'elle ne fait que le strict
nécessaire pour arriver à la découverte de la vérité;

Attendu que le ksit que l'lîltst de Vaud n'ètait pas en mesure
de determiner le cbillre de sa créance su moment de la remise du
bilan, ou même pendant le temps fixe pour intervenir, os diminue

pas le droit de l'kltat, puisqu'il pouvait intervenir en relief, evmms
il l'a ksit, en vertu de l'srt, 305 du fîpepnc,;

Attendu qu'une masse en discussion embrasse aussi bien le passif
que l'aetik du débiteur admis à la cession de biens;

Attendu qu'il x à une difference essentielle à ksire entre un
failli, qui a commis des actes délictueux avant l'ouverturo de sa
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discussion, et oài qui on commettrait depuis; ear si les frais tails
pour Is repression des premiers constituent une créance a Is cksrgs
do Is masse, il us pourrait en être de même pour ceux kails pour
la répression îles derniers délits;

Considérant que es ssrsit uns conséquence inadmissible que
de denier s l'kitat le droit d'intervention pour les krsis en question

par le motik que la plsints n'a êts déposes et que l'instruc-
tioo n'a commences que depuis la cession de biens, qui pourrait,
dans certains cas donnes, no prsesdsr que do peu de temps la
dénonciation du délit;

Attendu onllll que la circonstance que les krais êtsot admis à

participer à la repartition des deniers d'une masse, serait sutiisante

pour empèeber la dénonciation dos délits de la part des représentants

des masses on discussion, n'est pas do nature s ksirs tleebir
le droit de l'Ltst en présence des dispositions des art. 15K9 du Lc.
et 303 du llpcpne.

Mit ähnlicher Motivirung die zweite Instanz, der Cassationèhvf,
am t. Nov. 1870.

considérant

que celui qui remet son bilan cède ses biens, su moment de

leur mise eu discussion, à tous ceux envers lesquels il a contracte
des obligations;

Attendu que les délits pour lesquels Xe^roud s ôtô poursuivi
et condamne ont etè commis avant Is remise de ses biens à ses

créanciers;

Attendu, en conséquence, que la responsabilité de kstexroud
envers l'liitat, toucksnt les frais occasionnes par los poursuites
pénales, est née au moment de la perpétration des délits, et non
svee l'ooquète seulement, ainsi que le prétendait le recourant;

Attendu qui si cette responsabilité n'est qu'oventuells pendant
la poursuite, elle devient dôlinitive par le jugement qui établit la
culpabilité du failli, et doit remonter, quant à ses ellets, jusqu'au
moment du délit lui-même, vrais et seule source de l'obligatinn
envers l'IZtst;

Attendu que, dans cette position, l'ktat doit être considers
comme créancier de i^o^roud ensuite de délits commis avant la
remise du bilan. et que son intervention doit être admise à l'sgal
de celles des autres créanciers.

(dournsl des tribunaux vaudoîs XVIII. pp. 362 ss. 689 ss.)
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80. Concurs. Priorität neuer Gläubiger. (Appenzell-Außer-
Rhoden.)

Nach dem Tode des I. I. Engler in Grub (C, Appenzell A.-Rh.)
meldeten in dessen Nachlaß sich eine Anzal von Kreditoren, die bei
dessen früherm Concurs (1817) zu Verlust gekommen waren.

Die übrigen Creditors» desselben, welchen erst seither der

Verstorbene schuldig geworden war, bestritten die Befugniß der frühern
Kreditoren, im Nachlaß des Verstorbenen ihre Zalung zu suchen, diese

nur Zutritt zu Vermögen haben, das an den Schuldner durch Glück
oder Erbfall gelange.

Beide Parteien beriefen sich auf § 14 des Gesetzes von Appenzell

A.-Nh. über das Concursveriahren vom 23. April 1860/28. April
t8öt, welcher folgendermaßen lautet: „Wird ein Schuldner zu wiederholten

Malen fallit, so haben nur die neuern Kreditoren auf die

jedesmal entstehende Masse Anspruch. — Wenn der Fallit durch
Erbschaft oder Glückfall zu Vermögen gelangt, so steht allen seinen
Gläubigern das Recht zu, denselben zur Nachzahlung des uubezalt gebliebenen

Theiles ihrer Forderung anzuhalten."
Die Kläger führten zu ihrer Unterstützung an, das Vermögen

des Verstorbenen betrage ungefähr Fr. 800 und übersteige um ein
bedeutendes dessen neue Passiven und es treffe demnach der zweite Passus
des genannten Gesetzes ein.

Das Obergericht des C. Appenzell A,-Rh. wies aber die Kläger
ab (23. Nov. 1867)

in Erwägung,
a. daß bei gleichberechtigter Zulassung der frühern Debitmasse

auch die neuern Kreditoren nicht voll bezahlt werden könnten, also ein
nochmaliger Auffall eintreten müßte; daß aber Engler für die bis
1817 contrahirten Schulden im soeben genannten Jahre verauffalll
ist, derselbe für die gleichen Schulden demnach nicht noch einmal als
Fallit erklärt werden kann;

b. daß überdies auch nach Analogie von Art. 14 des Gesetzes über
das Concursveriahren zu dem sich ergebenden Nachlasse die neuen
Kreditoren den ersten Anspruch haben.

(Directe Mittheilung.)

81. 82. Concurs. Gleichstellung der Creditoren. (Thurgau.)
Gegen die Witwe Anderes geborne Fehr, wohnhaft und

handeltreibend in Stein a. Nh. (C. Schaffhausen), war von mehrern Kreditoren

die Betreibung angehoben und bis zu der Auffallswarnung
gelangt. Zur Sicherung ihrer Forderungen hatten mehrere der Gläubiger

Arreste bis zu dem Betrag von Fr. 1050 erwirkt. Mitten aus
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diesen Betreibungen heraus heirathete die Frau den Rudolf Hagen
in Frauenfeld (C. Thurgau) und übersiedelte dorthin. Kurz nach
der Verheirathung brach da über den Ehemann der Concurs aus.
Die gegen die Frau laufenden Forderungen ais von dem Manne an-
qehcirathet, wurden nun von den Gläubigern in diesem Concurs
angemeldet und von der Concursbehörde in 5ter Classe d. h. unter den

unversicherten locirt.
Hiegegen erhoben diese Gläubiger Einsprache, indem die Auffallswarnung

des Schaffhauser Schuldentriebsgesetzes der Thurgauischen
„Schätzung" gleichstehe und diese einen Anspruch zur Aufnahme in
die Zte Classe gewähre.") Sie verlangten demgemäß Aufnahme in
diese 3le Classe, indem die böswillige Entfernung von Stein die Lage
der Schuldnerin doch nicht verbessern könne. Die Concursmasse ließ

vortragen: Es handle sich nicht um den Concurs der Krau, sondern
des Mannes. Höchstens könnten erworbene Pfandrechte an Effecten
der Frau zur Sprache kommen, solche Pfandrechte aber seien gar nicht
vorhanden gewesen, und wären sie es gewesen, so wären ste erloschen.

Die Schaffhauser-Betreibung gebe nur bei niedern Summen Ansprüche
auf Arreste und bei hohem Gesamtverbole auf's Vermögen, welche

denen, d:e ste erlangten, im Concurs Vorzugsrechte, aber nicht
Pfandrechte verschaffen. Auswärtige V o rz u g S rechte können aber nicht
in den inländischen Concurs eingreifen. Alles was die Gläubiger
verlangen können, sei: in der Anwendung des Gesetzes nicht schlechter

gestellt zu werden, als die übrigen Gläubiger (Ullmer staatsrechtliche

Praris n. 546).
Die erste und die zweite Instanz wiesen die Klagpartei ab,

erstere, das Bezirksgericht Frauenfeld, mit Spruch vom 8. Juni 1866

in Erwägung:
— 3. zunächst min kein Zweifel walten kann, daß für diese vorehelichen

Schulden der Ehefrau das Gemeingut der beiden Ehegatten
haftet, da bei bestehender Gütergemeinschaft das Vermögen beider
Ehegatten für die vorehelichen Schulden beider nach den 92 u 93.
des priv. Gesetz-Buches behaftet ist und die Folgen des Concurses
ökonomisch wenigstens beide Ehegatten in gleicher Weise treffen;

4. daß bezüglich der Stellung dieser vorehelichen Schulden der

Ehefrau im Concurse sodann durch die Concordats vom t5. Juni 1804

und 7. Juni 1810 außer Frage gestellt ist, daß nur das lhurgauische
Concursgesetz als das des Cantons, in welchem der Concurs ausbrach,
maßgebend sein kann, daß aber sämmtliche Schweizerbürger nach den

Vgl. Concursgesetz von Schaffhausen vom 14. März 1350.

Z 43 (Art. VII) mit dem Rechtstriebgesetz von Thurgau vom 14. Juni
1850 § 36 f. und Concursgesetz dess. Cantons vom 14. Sept. 1853.

§ 103. (II. Cl. n. 4.)
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gleichen Rechten zu behandeln sind, welche dieses Gesetz dem thur-
gauischen Staatsbürger gewährt, somit auch Privilegien, weiche dem
Creditor nach thurgauischem Rechte zustehen, auch dem Creditor zu
Gute kommen müssen,' welcher die Voraussetzungen dieser Privilegien
in einem andern Cantons gegenüber dem in Concurs gerathenen
Vermögen bereits erwarb.

5 daß nun die Kläger als ein solches Privileg die im Canton
Schaffhausen erlangten Auffallswarnuugen und Arreste geltend machen
und diese den khurgauischen Vorrechten mit Pfaudschatzung, mit
Collocation in 2ter Classe gleichstellen, eventuell ein anderes Privileg behauvten.
wie sie im Canton Schaffhausen ein solches durch Collocation in der
3ten Classe, 7te Abtheilung erlangt haben würden;

ö. daß sonach zunächst in Frage kömmt, ob diese erlangten Rechte

wirklich einer thuigauischen Psandschatzung gleichstehen, in welcher
Hinsicht die Kläger sich darauf stützen, daß mit der Aufsallswarnung
schon das Vermögen der Debitorin im Canton Schaffhausen verheftet
gewesen sei is 59 des schaffhausischen Nechlstriebgesetzes) und sie dadurch
eine Sicherheit erlangt haben;

7. daß eine solche bloße Verheftung des Vermögens, welche

Verkauf und Verpfändung des beweglichen Vermögens verbietet, nicht
genügen würde, um ein Recht dem khurgauischen SchatzungSrechte
gleichzustellen, welch letzteres einen speziellen Akt der Pfandaufnahme und
Pfandbestellung voraussetzt, daher zunächst zu untersuchen ist, ob die

Kläger in Stein wirklich absolute Pfandrechte erwerben, in welcher

Hinsicht sich ergibt-
». daß nach schaffhausischcm Betreibungsrechle der Rechtstrieb in drei

Categorien zerfällt, von denen die erste der abgekürzte Rechtstrieb
für Forderungen unter fl. 2» (8 2l u. f.) nach den §8 22 u. 23 eit. loeo
in der Frist von 25 Tagen nach dem Rechtsbote ohne weiters eine

specielle Pfandnahme mit Eintrag in das Pfandprotocoll (§ 28)
vorschreibt, während bei der zweiten Kategorie, beim Erecutionsrechts-
triebe für fl. 20—50 (8 38 u. f.) das nämliche nur mit verlängerter
Frist gilt, dagegen aber bei der dritten Classe des ordentlichen Rechls-
triebes über fl. 50 (§ 52 u. f.) der speziellen Pfändung ein zweites
Rechtsbot und eine Auffallswarnung vorangehen muß, welch letztere
dem Gläubiger nur das Recht gibt, für die Forderung bis auf fl. 50
einen Arrest zu verlangen.

3. daß die Pfändungen der ersten und zweiten Categoric nun
unbedingt unserer Psandschatzung gleichzustellen wären, indem in
sämtlichen Fällen die Rechte des Creditors durch spezielle Pfandnahme

gesichert werden, — unter den Klägern sich aFer nur Einer
<Z. G. Hurter) findet, der ein solches Pfand aus dem Erecutions-
rechtstriebe hat, daher seine Pfandrechte, sofern sie nicht durch ein
später noch in Frage kommendes Depositum von Fr. t?00 in Stein,



Concurs.) Privilegium aus auswärtigen Rechten? 31

befriedigt sind, im Concurse wie Schatzungsrechte in der zweiten Classe

zu cvllociren waren;
3. daß Auffallswarnungen dagegen diesen Rang nicht einnehmen

können, da sie nur eine Verheflung des Vermögens involviren, welchen

Effekt ein thnrgauisches noch nicht zur Pfändung gelangtes Rechts-

bol in gleicher Weise hat, ohne daß es vor der Pfandanfnahme ein

Privileg begründen könnte — eine Analogie, die insbesonders auch

daraus hervorgeht:
i>, daß das schaffhaustsche Rechtstriebgesetz erst „nach" erfolgter

Auffallsbewilligung eine spezielle Pfandnahme vorschreibt;
d daß auch das schaffhaustsche Concnrsgefetz wirkliche Pfandvorzugsrechte

und andere Vorzugsrechte unterscheidet und erstere unter die

zweite Classe, letztere, worunter die Auffallswarnungen, aber unter
einem andern Titel subsumirt;

v, daß ebenso das schaffhaustsche Privatrccht (Abschnitt 3 Cap. V.)
ausdrücklich die Unterscheidung von Pfandrechten und bloßen Vorzugsrechten

aufstellt;
>0. daß nun allerdings die von einzelnen Klägern geltend

gemachten Arreste eine solche ausdrückliche Pfandnahme mit sich bringen
würden, ste daher dem thurgauischen Schatzungsrechte gleichgestellt
werden müßten, in welcher Hinsicht sich aber ergibt:

n, daß nach schaffyaustschem Nechtstriebgesetz (§ 60) eine Pfandnahme

nur bis auf fl, 50 statt hat, also nur bis auf. diesen Betrag
die Forderung als eine pfandrechtlich gedeckte sich darstellte;

b, daß für diese Arreste in Stein der Betrag von Fr. 1707 als
Pfand deponirl ist, welcher nicht in die Masse gezogen werden will
und welcher vollständig gegnügen würde, die sämmtlichen Kläger für
ihre behaupteten Arreste sicher zu stellen, während für eine weitere
Ausdehnung der Pfandansprüche über die fl. 50 hinaus es übrigens
nach jenen Concordatcn der Richter der gelegenen Sache wäre, der in
Sachen zu entscheiden hätte;

tt. daß nach all diesen Ergebnissen die Ansprüche auf Collocation
in der zweiten Classe als unbegründet sich ergeben, die Kläger aber
eventuell Collocirung in einer andern privilegirten Classe verlangen,
in welcher Richtung sich ergibt:

a. daß die Auffallsbewilligungen im schaffhaustsche» ConeurSrechte
allerdings den Vorzug der III. Classe, 7te Abtheilung haben;

b. daß dagegen im thurgauischen Rechte das Institut der Auffalls-
wärnung sich nicht findet und das Concursgesetz keine bezügliche
Abtheilung enthält;

o. daß der Canton concordatsrechtlich und nach der
Bundesverfassung nur gehalten ist, andere Cantone nicht schlimmer zu stellen,
als seine eigenen Angehörigen (Illlmer Nr. 207) und er wegen der
nothwenigen Einheit des Verfahrens nicht unterscheiden kann, ob in
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andern Cantonen der Creditor in Folge anderer uns unbekannter

Verhältnisse besser gestellt wäre oder nicht;
st daß zudem die rechtliche Analogie deê thurgauischen RechtSbotes,

das noch nicht zur Schätzung gelangt ist, mit der Auffallswarnung vom

Prinzipe der Gleichstellung aus von vorneherein nicht zulassen würde,
dem ähnlichen fremden Rechtsverhältnisse einen Vorzug einzuräumen,
welchen das lhurgauische Nechtsverhältniß nicht genießt;

>2, daß somit diese AuffallSwarnungen jeder Berechtigung zum
Vorzuge im Concurse entbehren.

Das Obergericht des C. Thurgau, mit Spruch vom 3».

August làvk

in Erwägung;
— Z, daß keinem ZweEel unterliegen kann, daß für die Realissrung
der Gläubigcrrechte der Appellanten das lhurgauische Concursgesetz

maßgebend sein muß, und daß, wenn die Appellanten als ursprüngliche

Gläubiger der Ehefrau Hagen vor den Verehlichung im Canton
Schaffhansen wirklich Pfandrechte erworben hätten, solche durch den

Wegzug der Ehefrau bei der Verehlichung in herwartigcm Canton
keineswegs erloschen wären, sondern mit dieser Qualität auch gegenüber

dem Ehemann, der für die vorehlichen Schulden der Frau has

tet, geltend gemacht werden könnten;

4. daß nun aber den Forderungen der Appellanten ein privile-
girter Character, sei es mit Pfandrecht in der zweiten oder sonst in
einer andern Classe, nicht zuerkannt werden kann, denn es muß von
den Appellanten selbst zugegeben werden, daß Nechtstriebsforderungen
der dritten Art mit dem Fr 50 übersteigenden Betrag nach dem

Nechtstriebgesetz des Cantons Schaffhausen ein eigentliches Pfandrecht
nicht erlangen können, sondern nur die Auffallswarnung mit der
Berechtigung zum ConcurSbegehren. lind auch daà dortige Concurs-
recht collocirt solche Forderungen unbestrittenermaßen nicht in die

zweite Classe unter die Forderungen mit Pfandrecht, sondern unter
und nach privilegirten Forderungen anderer Art in der dritten Classe.

Die thurgautsche Classenordnung im Concurse kennt aber ein solches

Privilegium der RechtStriebgläubiger als solcher, wenn sie noch keine

Schatzungs- oder Pfandrechte erlangt haben, nicht, und es können
deshalb die Forderungen der Appellanten in keine andere Classe als
in diejenige der nicht bevorzugten Cwrrentgläubiger, in die fünfte,
eingereiht werden.

(Directe Mittheilung.)
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83, Concurs. Gleichstellung aller Gläubiger in der An¬
wendung des Landesgesetzcs. (Glarus.)

Nach dem Concursrecht der östlichen Schweiz, u, A. des C, St, Gallen

stellt es den Gläubigern, welche zu Verlust gekommen sind, zu,
sich Glücksscheine ausstellen zu lassen. Der Sin» dieser Erklärungen
der Concursbchörde ist s, die Anerkennung der im Concurs geltend
gemachken Forderung, soweit sie nicht der Schuldner oder die Concurs-
behörde bestreiket oder bezweifelt, b. die Eröffnung eines Anspruchs
an den Schuldner auf den Fall, daß er später durch Erbschaft oder
Glücksfall wieder zu Vermögen kommt, auf dieses Vermögen,
Würde dagegen der Fallit in der Folge abermals aus welcher
Veranlassung immer wieder in den Concurs gerathen, so können die

Glückscheinsgläubiger nur dann Anspruch an die Masse machen, wenn
nach Befriedigung aller Gläubiger und Deckung des Frauengutes
noch ein Ueberschuß sich erzeigen sollte. (Concursgesetz von St, Gallen
vom 22. Nov. t844. 89-36.)

In der Concnrsmasse des Caspar Joseph Stucki, Milchhändler
von Oberurnen, meldete Caspar Steiner von Schännis, C, St, Gallen,
einen solchen Glücksschein im Betrag von Fr, 803, 44 Ct. an, der

ihm in einem frühern über Stucki im C, St, Gallen ausgebrochenen
Concurs von der Concursbehörde ausgestellt worden war. Die Glar-
nerische Massaverwaltuug wies aber die Meldung zurück und in
Uebereinstimmung mit ihr die erste Gerichtsinstanz des C, Glarus,
gestützt auf obige Sätze des Concursrechtes von St, Gallen über die

beschränkte Geltung des GlückscheineS,

Die zweite Instanz, durch Urtheil vom 26, Nov, I86Z, gewährte
der Forderung gleiche Rechte wie den Concursgläubigcrn, gestützt

darauf, daß, wenn dieser Glücksschein für die weitere Gcltendmachung
der durch denselben nicht begründeten, sondern blos bescheinigten

Forderung ans die St. Gallische Gesetzgebung verweist, jene

Verweisung doch nur den Sinn haben kann, daß wenn im Canton
St, Gallen ein zweiter Concurs über den Schuldner ausbrechcn
sollte, alsdann, wie sich von selbst versteht, die Sr. Gallischen Gesetze

in Anwendung kommen würden;
3. daß dagegen der neue Concurs des Stucki im Canton Glarus

ausgebrochen ist, demnach auch für denselben einzig und allein die

hiesigen Gesetze maßgebend sind, nach welchen, wie sich aus 244
und 2tà des LandSbuchs ergibt, alte und neue Gläubiger gleiche
Rechte haben;

4. daß zudem nach Art. 48 der Bundesverfassung und § 203

des LandSbuchs alle Schweizerbürger in Concnrsfällen für ihre
Forderungen die gleichen Rechte haben sollen, wie der Bürger und
Einwohner des Cantons Giarus, und fernerhin der Art. 2 des Concordâtes

L-itschr. f, schweiz, Rech, XVIII. 1. 3) 3
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vom 15. Zum 1804 noch ausdrücklich sagt, daß die Gleichheit in
Collocationen und Concurseu, welche ein Canton den Einwohnern
d-'ö andern zusichert, »ach den besondern Gesetzen desjenigen Cantons,
wo das Falliment ausbucht, zu verstehen sei.

(Directe Mittheilung.)

Cwilprocetz.
84. Klagdomicil. (Neuenburg.)

Im Jahr 1865 verließ Samuel Picard seinen bisherigen Wohnort

Chaurdefonds, um sich in Mexico niederzulassen, wo er das Haus
Picard und Ziwy gründete. Bei Auflösung des Hauses, dessen

Liquidation dem Genossen Ziwy übertragen gewesen zu sein scheint,
kehrte Picard wieder nach Chaurdefonds zurück, wo einige Monate
nach dieser Rückkehr, nemlich am 18. November 1868 eine Vorladung
von Gebr. Picard ihm zukam.

Die Vorladung betraf -inen Anspruch der Kläger an das HciuS
Picard und Ziwy von Fr. 2909. 50 Ct., Saldo eines auf den 2.
October 1867 abgeschlossenen Contvcvrrents und 6«/^ Zinsen davon seit
genanntem Tag u. s w.

Der Entgegnung des Samuel Picard, daß für diesen Anspruch
er vor dem Nichter des Gesellschastsitzes zu belangen sei, indem in
Chaurdefonds er nur augenblicklich sich aufhalte, setzle das klägerischc
Haus den Art lZ des neuenburgischen Civilgesetzes entgegen: (ln
Roucbatelois vu un étranger, lorsqu'ils résilient sians le canton,
peuvent être cités devant les tribunaux neucbstelois pour les

obligations contractées par eux en pg)s étranger, womit der Satz
des Gcrichtsorganisationêgesetzes (Art. 72), „es sei in persönlichen
Forderungen der Belangte vor dem Richter seines Wohnorts zu
suchen", auf die Fälle beschränkt werde, welchen ohne Gefahr für das

Anliegen und Anspruch der ordentlichen Richter zu finden sei.

Leide Znstanzen gaben dem Ktäger Recht, daS Bezirksgericht von
Chaurdefonds am 8. Juni 1869, das Appellalionsgericht des Cantons

Neuenburg am 5. Juii gleichen Jahrs,
— atlensiu que le compte prnsiuit à 1'appui sie Is clsmsnsis constate
que, siès le ler ievrier 1865, ?icsrsi kreres et picard et /ivv^ ont
ste e» relations si'aib.iies commerciales et que l'aetion qui peut
être Is consequence sie ces relstions a le caractère (l'une action
personnelle g^ant pour objet les obligations qui ont èts contractées
à lllexieo par la société picard st 2ivr/, siont le défendeur ètait
l'un sies associes soliàaires;
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Oonsidèrant que le citoyen Samuelpicard s bien réellement
reside à la (lbsux-de-poods après son retour de Aexico;

(Zue cette residence s durè plusieurs mois et a provoque
l'intervention de l'autorits locale pour réclamer le depot de papiers
d'origine et le paiement d'une taxe municipale;

Loosidèrsnt des lors qu'aux termes de »'article lZ du code

civil, le citoyen Samuel picard a stv lèZalsment assidus devant
le 'tribunal de la Lbaux-de-ponds, aussi bien en son nom pro-
pro qu'en sa qualité d'associé solidaire de la Société picard et

Aiwxc
(kscueil des arrêts de la cour d'appel du canton de Xeucbâtel

IX. p, 385 ss.)

85—91. Zahlungsdomicil wiefern auch Gerichtsstand?
Diese Frage ist in der letzten Zeit in der Schweiz mehrfach zur

amtlichen Erörterung gekommen. Wir lassen hier sieben Spruche
folgen, welche alle mehr oder weniger von einander abweichen.

Der erste Fall kam im C. Neuenbürg zur Entscheidung.
Im Besitz von Gustav Godefroy in Paris befanden sich zwei

Tratten, ausgestellt zu Jssy am 12. Juli 1854, beide im Betrag von
Fr. lv,00li, die eine per l. Februar, die andere per l. März 4865 von

I. B. Etienne und auch beide acccptirt „payable à Paris " von
Alexander Kavre, Baron von Buttlar-Brandenfels.

Der Acceptant hatte in der Zwischenzeit sein Domicil nach Petit-
Cortaillod (C. Neuenburg) verlegt, wo nun auch präsentirt und pro-
testirt und dann geklagt wurde.

Der Acceptant erhob verschiedene Einwendungen gegen die Schuld
selbst, beschränkte sich aber mit Vorbeyalt dieser Einreden auf die

Bestreitung der Zuständigkeit der ueuenburgischen Gerichte, indcm
Präsentation und Protest hätten sollen in Baris erfolgen und dort
auch hätte sollen geklagt werden.

Die erste Instanz, das Bezirksgericht Boudrp, am 16. Oct. l865,
und die zweite, das Appellationsgericht von Neuenburg, am 6.
November gl. I., billigten aber die entgegengesetzte Ansicht:

Erstere
considérant
que s'aAisssot de poursuites à lui adresser au paiement de

ces valeurs, elles doivent être exercées su lieu de son domicile;
que le domicile actuel du citoyen de IZuttlsr n'est pas con-

tests, et est bien réellement celui ou les poursuites ont ète faites;
considérant que les mots „payables à paris", insères dans

l'sceeptation de cbague traite, ont dû avoir une sigvilieatioo autre
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quo cells qu'ils ont augourd'blli, quand îe débiteur êtait domicilie
à paris;

que dans les circonstances ou ces traites out êtè crèèes et sc»

ceptèos, elle peuvent ne pas être régies, su koud, pur lu loi neu-
ckâteloiso, mais que ces mots: „payables à parie", n'kxpriment
point une élection <lo domicile entrsiosnt attribution <le kor quant
su tribunal vksrgs (is l'application de la loi; es tribunal devant
être celui du domicile du débiteur;

considérant que les formalités et les délais à observer en ce

qui concerne les protêts, s'appliquent essentiellement aux rapports
des endosseurs et aux droits de recours qu'ils ont s exercer entre

eux, tandis que Is position du citoyen Luttlar est celle d'un
accepteur qui reste débiteur su tout état de cause, qui n'est point
aux mêmes droits que les endosseurs st n'en peut par conséquent
réclamer les privilèges;

considérant que dans la supposition ou il sût êtè plus
regulier' de lever d'abord les protêts à paris, et d')' taire des per-
quisitions, la position du débiteur vis-à-vis de son créancier, rss-
tait la mêmes en cas de noo-paiement; les poursuites à lui adresser
devant lui être laites an lieu de son domicile, conformément aux
législations fédérales et cantonales sur la matière, et au traité du
18 juillet 1828, à moins de conventions contra ires entre parties,
conventions qui, dans l'espeee n'existent pas.

Letztere

que s'sgissant de poursuites en paiement de titres, d'elkets, ou
de créances, ces poursuites doivent être kaitss su domicile de celui
auquel elles sont adressées;

que, dans l'espèce, il n'est point contesté que Is domicile du
citoyen de lluttlar ne soit s portsillod, ou les poursuites ont êtè

laits»;
que les mot» „payables à paris" insérés dans l'aceeptation

dos deux traites invoquées, dans l'espèce, par l'scoeptour pour prè-
tendre qu'il no pouvait pas être poursuivi, s (lortaillod, ne consti-
tuent point une élection de domicile entraînant une attribution de

far qui no permettrait pas au porteur de poursuivre i'accepteur à
son domicile réel.

(kocuoil des arrêts de la cour d'appel du e. do kieuebâtel.
VII. p. 40l ss.)

Der zweite Fall ward im C. Genf entschieden.

Am 20. Februar t87t hatte nemlich die eidgenössische Bank am
Grund einiger in Genf domiciliirtek Lillots à ordre der Walliserbank
ein Contumazurthetl gegen diese erwirkt. Betrag, Ausstellung»- und
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Verfalldaten sind im bezüglichen Urtheil nicht angegeben. Ebensowenig

das fragliche Domicil, sondern über alle diese Thatsachen ist
Bezug genommen auf den „exploit ivtro«luctik".

Am 8. März gl. I. erhob die Bank von Wallis dagegen Einwendungen,

welche dann am 1Z. gl. M. vor dem Handelsgericht von
Genf zur Erörterung kamen und die Aufhebung des Contumaz-
urtheils auf Grund der Jncompctenz des contumacirendcn Richters
zur Folge hatten.

Der Purgationskläger behauptete, nie habe die Bezeichnung eines

Klagdomicils einen andern Zweck gehabt als die Bestimmung des

Orts, wo der bezügliche Protest zu erheben wäre; und läge auch bei

Privaten etwa in einer solchen Domicilerwählung ein Verzicht auf
den einheimischen Nichter vor, so könnte ein solcher doch bei einem
Staat nicht präsumirt werden um des öffentlichen Interesses willen,
das er vertrete; abgesehen hieven, entscheide der Art. SV der
schweizerischen Bundesverfassung, und es vermöge dagegen die weitläufige
Berufung aus österreichische und preußische Gcrichtssprüche nichts und
ebensowenig der Art. 420 des französischen Civilproceßgesetzes und
Art. ill des Civilgesetzes, um so weniger als alle diese angerufenen
Bestimmungen immer wieder ein wirklich erwähltes Domicil voraussetzen,

was hier fehle.. Eiu solches wirklich erwähltes Domicil sei

auch die Geltungsbedingung für das Walliser Wechselgesetz vom
t2. Nov. l85K, welches Wechselklagen vor das Wohnortsdomicil des

Schuldners oder dessen Wahl domicil weiset.
Der Purgationsbeklagte berief sich namentlich auf den Art. S0

des GenfergesetzeS vom 5. Dec. 4832 (Gerichtsorganisationsgesetz),
welches an den Genferrichter weise les instiviàus qui auront élu
stomicile clans le canton, und auf Art. 420 des französischen
Civilproceßgesetzes, dessen Geltung für Genf nie dahingefallen sei, wie
denn auch beinahe alle europäischen Gerichte, namentlich aber die

Genfergerichte immerfort aus der Bezeichnung eines Zalungsdvmicils
die Folgerung der Belangbarkeit des Schuldners vor dem bezüglichen

Richter gezogen haben, als womit auch die Walliser Gesetzgebung selbst

in angeführter Stelle einig gehe.

Das Handelsgericht war mit der Purgationsklage einig:
Vttenstu en ksit

que le Langue Lesterais reclame sts l'Ltat stu Valais le paiement
sis quatre effets sis commerce stipules payables a Censve au clomi-
eile sis la kanque àe Commerce;

qu'il s'agit ainsi «l'une réclamation personnelle contre un àsbi-
leur Fuisse a^snt «lomicils et solvable;

sttsnàu en àroit
que le stâbitour Fuisse stoit être poursuivi «levant son g'ÛAS

naturel (Constitution Lesterais article 5V);
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que ce juge naturel est celui «Zu domicile, soit, dans I'espsce,
les tribunaux Valaisaos;

que es droit, assure au débiteur Kuisse par la tlonstituiion
Pederals peut être invoque par lui tant qu'il n'^ a pas renonce;

attendu en clroil que cette renonciation a lien lorsque le de-

bitcur n'a pas demande, préalablement s toute autre exception ou
défense, le renvoi do la contestation devant les juges coinpstens
(loi ào procedure civile article 6â), cette incompétence staut essen-
tiollemeot personnelle;

attenàu, en sseonà lieu, qui cette renonciation résulte sgsle-
ment à'uns election ào àomieilo régulière (klode llivil article tll),
ou ào la soumission expresse àu débiteur à une juridiction
determines;

mais que rien ào semblable n'a lieu àsns ì'sspsce;

qu'en ekket l'ktat àu Valais a soulevs l'illcompstoncs avant
à'avoir attaque le fond;

que à'autrspart on lui oppose seulement los termes àss eikets

souscrits par lui au prokt às la Banque lfedersls;
attenàu en ksit que les àits eikets no renferment ni élection às

àomieile ni stipulation attributive às jurisdiction, mais seulement
l'engagement ào i'Ltat àu Valais ào paxor à llonsvs su domicile
às la Banque àu (Zommsres, soit l'inàieation d'un lieu pour le
paiement;

attendu que vo lieu est sufklsant pour le paiement jusqu'aux
formalités judiciaires exclusivement;

que cotte indication a son utilité pratique incontestable;
qu'il serait ioiînimsnt desirable que cette indication entraînât

l'élection de domicile dans le sens juridique du mot;
que co serait kautoment dans l'intorêt du commerce, mais que

à-ms l'stst actuel de la legislation st même de? babitudss du com.
moree, on no saurait inlsrsr de cette indication du débiteur à la
jurisdiction de ses juges naturels;

attendu d'ailleurs que l'article 420 du code de procedure civils
pranyais est sans application s I'espsce;

qu'en eklet, comme disposition de procédure civils contentieuse
il a sts abroge par l'article 2 de la mise à execution de la loi de
procedure genevoise du vingt-neuk Lsptemdrs mil kuit cent-dix-
nsuk;

qu'au surplus, kût il encore on vigueur, il serait sans kores
lêga'o vis-à-vis de l'article 50 de la Lonstitution psdsrale de mil
kuit vent qusraote-kuit;

pttendu en consequence que l'Ltat du Valais est encore fonds
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à invoque? Is deneflee fie I'nrtivls 50 às Is âite Vnnstitution, et
à réclamer le renvoi lie In oontsststion psr stevsnt les 'tribunaux
Valsisaus.

(Directe Mittheilung.)

Wie in Genf, so in Bern waren ähnliche Billets eingeklagt und
am 23. Februar und 0. März t87l durch Cvntumazurtheil der Staat
Wallis auf Grund der Unterschrift des Chefs seines Finanzdepartements
zu deren Bezalung verfällt worden.

Die Entscheidung der Gerichte (hier der zweiten Instanz) über
die Kompetenz ward aber in diesem Fall nicht nachgesucht, sondern
von der Regierung von Wallis unterm 18. Merz gl I. eine Beschwerde

an den Bnndesrath gerichtet über Verlesung des Art. 50 der
Bundesverfassung. In der Auseinandersetzung derselben Sätze, welche in
Genf verwendet worden waren, berief sich Wallis auch noch auf einen
Entscheid des französischen Cassationshofes vom 10. April tSöl und
fügte formale Bedenken hinzu über die Art, wie die Vorladungen an
den Belangten gerichtet worden seien.

In selbständiger Auffassung des Gegenstandes trug das

Justizdepartement im Bundesrath auf grundsätzliche Anerkennung der

Anschauung an, die in der Beschwerde von Wallis vertreten sei. Der
motivirte Antrag ist in der Zeitschrift des bernischen Juristenvereins
Bd. VII. u. 4 zu finden.

Der Buudesrath trat aber darauf nicht ein, sondern entschied sich

für Abweisung der Beschwerde,
in Erwägung
l. In der vorliegenden Angelegenheit hat der Bundesrath nur

über die Gerichtsstandsfrage zu entscheiden; denn die von dem
Nekurrenten in zweiter Linie aufgeworfene Frage, ob der Chef des

Departements der Finanzen berechtigt gewesen sei, im Namen des

Staates Wallis vollgültige Verpflichtungen einzugehen, wird alsdann
von dem als competent erfundenen Richter zu erledigen sein, vor
weichem auch die weiterhin noch gemachten Einwürfe über formell
unrichtiges Verfahren und anderweitige Rcchtshängigkeit des

gegenwärtigen Streites auszutragen sind, sofern sie überhaupt durch den

Entscheid in der Hauptsache nicht wegfallen.
2) Die Gerichtsstandsfrage ist nach ihrer rechtlichen Seite im

Gründe nicht streitig; denn es sind beide Parteien völlig darüber
einig, daß ein schweizerischer Schuldner verlangen kann, daß er nach

Art. 50 der Bundesverfassung vor dem Richter seines festen Domizils
gesucht werden müsse, gleichzeitig aber auch, daß es in der Berechtigung

jedes Schuldners steht, sich einem andern Gerichtsstande zu
unterwerfen. Streitig ist vielmehr nur, ob im Speziatfalle der
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Schuldner Letzteres gethan habe? Es handelt sich daher im Grunde
um die Interpretation einer Willenserklärung des fraglichen Schuldners.

3) In dieser Beziehung ist nun Thatsache, daß der Aussteller
der fraglichen Wechsel in diesen Papieren ausdrücklich ein anderes als
sein gewöhnliches Domizil als Zahlungsdomizil bezeichnet hat und es

frägt sich jetzt, ob der Schuldner sich damit nur ein Recht habe wahren

wollen oder ob es unter den Parteien die Meinung gehabt habe,
dasi im Falle der Nichtzahlung auch die rechtlichen Schritte zur
Zahlungsnöthigung in diesem Domizil angebracht werden können.

4) Dabei ist nicht außer Betracht zu lassen, daß durch die Wahl
eines andern Domizils überhaupt die Regel des Art. 50 der
Bundesverfassung von dem Aussteller schon preisgegeben worden ist, und
daß es sich im Grunde bloß darum handelt, zu entscheiden, in welchem

Umfange von der Regel des Art. 50 habe abgewichen werden wollen.

5) Der Entscheid über diese Frage ist nun unbedingt wesentlich
davon abhängig, was im Wechselverkehr gemeinhin unter diesem
Ausdruck verstanden zu werden pflegt, da anzunehmen ist, daß der
Aussteller eines Wechsels als eines zur Zirkulation in weiteren Kreisen
bestimmten Papiers beim Gebrauche technischer Ausdrücke sich auch an
die in jenen Kreisen übliche Bedeutung solcher Worte anschließen wolle.

In dieser Beziehung ist nun aber nachgewiesen, daß Gesetzgebung,
Wissenschaft und Praxis von Deutschland, Oesterreich und Frankreich,

übereinstimmend die Bezeichnung eines Zahlungsdomizils in
einem Wechsel als eine Anerkennung des Gerichtsstandes dieses Domizils

auffassen.

K) Noch entscheidender ist aber, daß im Spezialfalle sowohl die

Gesetzgebung des Cantons Wallis, als diejenige des Cantons Bern
mit jenem Ausdrucke die gleiche bezeichnete Rechtsfolge verknüpfen.
Diese Uebereinstimmung der beiden Gesetzgebungen wäre zwar an und
für sich für die Gerichtsstandsfrage nicht entscheidend, wohl aber
erscheint sie als maßgebend für die Interpretation einer zweideutigen
Willenserklärung, da vernünftigerweise doch nicht angenommen werden

kann, der Fiskus eines Staates verstehe beim Gebrauche eines

technischen Ausdruckes darunter etwas ganz anderes, als was sein

eigenes Gesetzbuch darunter versteht.

7) Das Gewicht dieser Argumentation wird noch dadurch
verstärkt, daß Art. 4ki des bürgerlichen Gesetzbuches des Cantons Wallis
selbst ganz allgemein den Grundsatz aufgestellt hat, daß die Wahl
eines Domizils behufs der Vollziehung eines Aktes den Richter des

erwählten Domizils für die Beurtheilung aller aus diesem Akte
hervorgehenden Klagen und Rechtsansprüche kompetent macht,.so daß der

Art. 80 des Gesetzes vom 20. November l8Sö, welcher alsdann noch

für Handelseffekten den gleichen Grundsatz speziell aufstellt, für die
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letztern nicht etwa ein ausnahmsweises Recht schafft, sondern nur das

gemeine Recht bestätigt,
8) Wenn man daher auch gar keinen Werth darauf legen will,

daZ der Creditor, zu dessen Gunsten der Wechsel ausgestellt wurde, nach

seiner Gesetzgebung kona käs anzunehmen bcrechtigr war, der Schuldner

habe durch die Wahl jenes Ausdruckes auch die Zuständigkeit des

bernischen Richters anerkennen wollen — eine Annahme, welche in
den eigenthümlichen Verhältnissen des Falles, der Qualität des

Schuldners als Fiskus, dessen Verfolgung im eigenen Lande, ja stets

ausnahmsweise Schwierigkeiten bietet, und in der Nothwendigkeit der

Domizilirstng der Wechsel auf einem bekanntern Platze behufs
Erleichterung ihrer Zirkulation noch ihre ganz besonderen Gründe hatte,
- so genügen doch schon die angeführten Gründe, um dem Bundesrathe

die Ueberzeugung beizubringen, daß die Wahl deê Domizils
Bern bei Unterzeichnung dieser Wechsel die Anerkennung der Zuständigkeit

des bcrnischeu Gerichtsstandes bedeutet und invvlvirt habe.
(Directe Mittheilung.)

Denselben Entscheid erließ der Bundesrats) am 2V. Juni 1871

bezüglich einer Beschwerde desselben Standes Wallis über den Erlaß des

Gerichtspräsidenten von Basel à l. März, wodurch die Regierung
dieses Cantons und die Bank von Wallis zur Beantwortung einer

Klage auf Zalnng ähnlicher Billets im Betrag von Fr. 100,00»
aufgefordert worden war.

Gegen beide Entscheide ergriff der Stand Wallis den RecurS an
die Bundesversammlung, welche jedoch denselben abwies.

Und wieder dieselbe Frage, aber auch wieder in etwas veränderter

Gestalt gelangte an den Bundesrath in einem Fall, den die
L u z er n e rgcrichte entschieden hatten.

Im Besitz der Herren Gebr. Crivelli ch Cie. in Luzern befand sich

nemlich ein Eigenwechsel des Candid Villiger in Klein-Dietwyl (Canton

Aargau) über Fr. 870. SV an Ordre des Philipp Villiger, zalbar
im Domicil der Inhaber, Banquiers in Luzern. Der Wechsel hatte
eine Schuld der Handelsgesellschaft Klein-Dietwyl an die Herren
Crivelli ck Cie zu decken. Als der Wechsel bei Verfall nicht -eingelöst

ward, erhoben die Inhaber im Wechseidomicil (zu Luzern)
Betreibung gegen den Aussteller, welche auch vom Gerichtspräsidenten
von Luzern gegenüber den Einwendungen des Belangten aufrecht
erhalten ward. Und auch der bei der Justizcommission des

Obergerichts dagegen erhobene Recurs wurde durch Beschluß derselben

vom 1Z. Mai 1871 abgewiesen,
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in Erwägung
Gemäß 8 SS, Absatz Z des luzernischen Wechselgesctzes müsse ein

Wechselschuldner in dem Falle nicht an seinem Wohnorte belangt
werden, wenn er ein von jenem verschiedenes Wechseldomizil erwählt
habe. Ein solches werde aber von dem Aussteller eines Eigenwechsels
(unter anderm) dann gewählt, wenn er an einem von seinem Wohnorte

verschiedenen Orte den Wechsel zu zahlen verspreche. Nun habe

zwar der Gerichtshof in einem frühern Urtheile allerdings grundsätzlich

angenommen, daß die bloße Wahl eines vom Wohnorte
ververschiedenen Zahlungsortes bei Eigenwechseln, welche von aufrecht-
stehenden Schweizerbürgern ausgestellt werden, die in einem vom
Zahlungsorte verschiedenen Cantone wohnen, noch nicht den Gerichtsstand

für die Wechselschuld begründe, da dieß dem Art. S0 der

Bundesverfassung widersprechen würde. Allein im Specialfalle gehe
die Unterwerfung des WechsclschuldnerS unter die luzernische
Jurisdiktion deutlich aus dem Umstände hervor, daß Rekurrent an seinem

Wohnorte, als nach dortiger Gesetzgebung nicht wechselfähig, gar
nicht belangt werden könne, somit die Ausstellung des Wechsels nur
Bedeutung gehabt haben könne, wenn als Sinn der fraglichen Clause!

die Unterwerfung unter die luzernische Wechseljurisdiktion
angenommen werde.

Im Canton Aargau gilt nemlich der Grundsatz, daß wechselfähig
nur sei, wer im Ragionenbuch dieses Cantons eingeschrieben sei. Und
da nun der Unterzeichner des Eigenwechsels, C. Villiger, dies persönlich

nicht ist, so ging er mit Berufung auf diese Thatsache weiter an
den BundeSrath, auch wieder weil 8 so der Bundesverfassung
verletzt sei.

Auch diesen Recurs wies der Bundesrath durch Entscheid vom
26. Juli 187l ab,

in Erwägung:

t) Die Parteien find darüber einig, daß ein schweizerischer
Schuldner verlangen kann, daß er nach Art. 50 der Bundesverfassung
vor dem Richter seines festen Domizils gesucht werden müsse. Anderseits

muß aber auch zugegeben werden, daß eS in der Berechtigung
jedes Schuldners steht, sich freiwillig einem andern Gerichtsstand zu
unterwerfen. Es handelt sich also nur darum, ob im Specialfalle der

Schuldner letzteres gethan habe, und um dieses zu ermitteln, muß
auf dessen Willensäußerung abgestellt werden;

2) in dieser Beziehung-ist nun Thatsache, daß der Aussteller des

fraglichen Wechsels in diesem Papiere ausdrücklich ein anderes als
sein gewöhnliches Domizil als Zahlnngsdomizil bezeichnet hat, und es

frägt sich somit, ob der Schuldner sich damit nur ein Recht habe

wahren wollen, oder ob es unter den Parteien die Meinung gehabt
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habe, daß im Falle der Nichtbezahlung auch die rechtlichen Schritte
zur Zahlungsnöthigung in diesem Domizil angebracht werden können;

3) dabei ist nicht außer Betracht zu lassen, daß durch die Wahl
eines andern Domizils überhaupt die Regel des Art. 5» der
Bundesverfassung von dem Aussteller schon preisgegeben worden ist, und
daß es sich im Grunde bloß darum handelt, zu entscheiden, in welchem

Umfange von der Regel des Art. so habe abgewichen werden wollen;
4) der Entscheid dieser Frage ist nun unbedingt wesentlich davon

abhängig, was im Wechselverkehr gemeinhin unter dem Ausdrucke

„zahlbar im Domizil" verstanden zu werden pflegt, da anzunehmen
ist, daß der Aussteller eines Wechsels als eines zur Circulation in
wettern Kreisen bestimmten Papiers beim Gebrauche technischer
Ausdrücke sich auch an die in jenen Kreisen übliche Bedeutung solcher

Worte anschließen wolle;
5) im Spezialfallc tritt aber der besondere Umstand hinzu, daß

der ganze Geschäftsverkehr unzweifelhaft darauf hinweist, daß sich

Rekurrent dem luzernischen Gerichtsstand habe unterwerfen wollen.
Der Forderung der Herren Crivelli, Nealkaution zu leisten und für
alle Conseqncnzen sich dem luzernischen Gerichtsstand zu unterwerfen,
ansonst der Verkehr abgebrochen werde, unterzog sich Rekurrent,
indem er Werthschriften hinterlegte und die schriftliche Erklärung
abgab, er wähle für alle Folgen des Verkehrs das Büreau der Genannten

als Domizil;
6) wenn nun der Wechsel unter den oben im faktischen Theil

angegebenen Umständen in Luzern ausgestellt und domizilirt wurde,
so ist auf ihn auch der H 36 der dort gültigen Wechselordnung
anwendbar. Glaubt Rekurrent, seine Haftbarkeit aus den von ihm
angeführten Gründen ganz bestreiten oder vermindern zu können,
so mag er dieselben vor dem urtheilenden Richter janbringen. Hierorts

ist nur über den streitigen Gerichtsstand zu entscheiden; in die
materielle Rechtssprechung hat der Bundesrath sich nicht zu mischen.
(Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins. N. Folge VII. S. ilv f.)

Sehr verwandt mit diesem Fall ist ein anderer, den am l8, Juli
gl. Jahrs das Civilgericht Basel entschied.

Die Handelsbank in Basel besaß nämlich von Korff in Bremen
eine Tratte, Ordre eigene, von Fr. 4332. 33 mit folgender Adresse:

„Herrn I. Dalcher in Pratteln, zahlbar bei Hrn. Gebr. Weberin
Basel," und mit folgendem Accept: „angenommen für Franken
Viertausendneunhundertneunzig und zwei zahlbar bei Gebr. Weber

in Basel. S. Dalcher."
Die Tratte ist zur Deckung einer Sendung Petroleum bestimmt,

die nach Aussage des Beklagten gar nicht abgegangen ist, so daß er
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im Zahlungsort die Tratte protestiren ließ. Auf Grund des Acceptes

wurde Beklagter zu Basel im Zahlungsort vorgeladen, bestreitet aber
den dortigen Gerichtsstand für die Angelegenheit, indem die einfache

Bestimmung des Zahlungsortes, ohne Bezeichnung desselben als
Domizil den Gerichtsstand nicht mitbestimme, wie dies allein bei domi-

zilirten Wechseln nach § 98 der Wechselordnung der Fall sei.

Der Kläger beruft sich für die Zuständigkeit auf die bei der ganzen

Handelswelt geltende Gleichstellung der Ausdrücke „zahlbar bei"
und „im Domizil bei", auf die Behandlung dieser Frage in deutschen

Gesetzgebungen und auf einen neulich erlassenen Entscheid des

Bundesrathes «lcl. 2». Juni 187t, als für welche Auffassung auch die

Zweckmäßigkeit spreche.

Das Civilgericht folgte dieser Anschaunng durch Urtheil vom t8. Juli
t87t in folgender Auseinandersetzung:

Die Behauptung des Beklagten, es seien Wechsel mit einfacher
Bezeichnung eines Zahlungsortes nicht gleichzustellen den Wechseln

mit Bezeichnung eines Zahlungsdomizils und demnach nicht unter
die Bestimmungen des Z 98 der hiestgen Wechselordnung zu
unterordnen ist nicht haltbar und hat allerdings die hiesige Anschauung
vollständig wider sich.

Und wenn also allein d iese behauptete Verschiedenheit gegen den

hiesigen Gerichtsstand vom Beklagten angerufen wird, so muß ihm
Unrecht gegeben werden. Ebensowenig kann freilich für die Anschauung
des Klägers die Thatsache angeführt werden, daß eine Mehrzahl deutscher

Gesetzgebungen in der gesonderten Aufstellung eines Zahlungsdomizils

die Begründung des Gerichtsstandes finden, weil diese

Gesetzgebungen Gebieten angehören, in welchen überhaupt der Erfüllungsort
auch das Forum begründet, was in der Schweiz der Fall nicht

ist, seit der Z 5» der Bundesverfassung nach der staatsrechtlichen
Praxis des Bundesraths den Wohnort in so starker Ausschließlichkeit
für den Gerichtsstand in Anspruch nimmt.

Es bleibt demnach allein die Frage übrig, wiefern die

Erwählung eines Zahlungsdomiziles bzw. Feststellung des Zahlungsortes
außerhalb des Wohnsitzes eines Schuldners eine Prorogation des

Gerichtsstandes im Sinne der Parteien liegt. Denn daß die

Parteien auch gegenüber dem § 50 der Bundesverfassung eine solche

Gegenabrede treffen können, ist nicht bestritten.
Nun ist anzunehmen, daß ein Schuldner, der im Accept einen

Ort außer seinem Wohnsitz zur Zahlung wählt, auch die
Gesetzgebung im Auge habe, die am bezeichneten Zahlungsorte gilt. Ja
dies stimmt sogar recht eigentlich mit einem besonders häufigen Zweck
der Domizilirung zusammen: ein Papier umlauffähig — negociabel —
zu machen, das es nicht wäre, wenn der Wohnort als Zahlungsort
bezeichnet würde. Wenn also Basel als Zahlungsort bezeichnet
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wird, so ist auch die Wechselordnung von Basel anwendbar und
demnach die Bestimmung des 5 38 derselben als Wille der Parteien
auszufassen.

Gegen diesen Entscheid erfolgte kein Recurs.
(Directe Mittheilung.)

92. Elientnalprincip im Betreibungsverfahren? (Schaffhausen.)
Den Kindern des N. Graf in Ramsen, C. Schaffhausen, war

früher zum Vormund gesetzt der Waisengerichtssecretär Brendcl in
Schaffhausen. Unter dessen Verwaltung war diesen Waisen ein
Vermögensschaden von Fr. S778. SV Ct. erwachsen. Derselbe hinterließ

eine Witwe und fünf Geschwister, resp, von denselben Neffen
bzw. Nichten. Nach dem Tode des Vormunds Brendel (22. Dec. 18K4),
nemlich am l7. Jan. I86S, wurde der Schuldenruf mit Fristansetzung
bis 17. Febr. gl. I. erlassen. Es ergab sich an Activen die Summe
von Fr. 14gl. 7V und an Passiven Kr. 3077. KV, also Mehrschuldcn
Fr, 158S. 9V. Weil die Activa niedrig angeschlagen erschienen und
aus verschiedenen andern Gründen wurde die Erbschaft nicht
ausgeschlagen, sondern unter die Erben vertheilt.

Erst nach Abschluß des Termins meldete der Vormund der Kinder

Graf die erwähnte Schadcnersatzforderung und, als sie nicht be-

zalt wurde, hob er gegen die Erben des verstorbenen N. Graf
Schuldbetreibung an. Die Erben legten dagegen Rechtsvorschlag (Begehren
um Einstellung der Betreibung) ein und der Gerichtspräsident von
Schaffhausen bewilligte dieselbe und wies den Kläger mit dem

Begehren um Nechtsöffnung ab. Die zu Unterstützung des Rechts -

Vorschlages geltend gemachten Gründe waren: i.er, der Vormund der

minderjährigen Erben sei nicht vor Waisenbehörde geladen worden
(um Einsicht vom Inventar zu nehmen); 2. der Waisengerichtspräsident

habe ihm bemerkt, seine Mündel seien gar nicht Erben;
3. dieselben seien almosengenößig.

Gegen die Verweigerung der Rechtsöffnung recurrirte der

Vormund der Kinder Gras an das Obergericht, wo dann der Vertreter
dcr betriebenen Erben erwiderte: die Forderung sei in ihrer Höhe
nicht dargethan, auch mehr daran abgezalt, als abgerechnet worden,
die Betriebenen seien nicht alle als Erben berufen, haben demnach
auch nicht Anlaß gehabt, sich über Annahme oder Verzicht zu erklären,
endlich sei dcr Kläger mit seiner Meldung insofern verspätet, als er
erst nach dem Termin sich gemeldet habe und für mehr also nicht
hafte, könne, als an ihn gelangte. Der Kläger bcstritt die Zulaßung
dieser nachgebrachten Erwiderung und erachtete, das Betreibungsrecht
müsse ihm gestattet sein, immerhin vorbehalten die Rückforderung auf
dem Proceßweg.
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Das Obergericht bestätigte aber die Verweigerung der RechtS-

öffnung, aus folgenden Gründen!
— 4. Aus der Aufzeichnung des Rechtstriebsbeamten über die durch
den Betriebenen bei Erwirkung des Rechtsvorfchlages vorgebrachten
Gründe geht hervor, daß derselbe die Schuldpflicht überhaupt bestrit.
ten habe;

5. die Eventualmarime greift hier nicht so weit Platz, daß

Einwendungen, die bei der Erwirkung des Rechtsvorschlages nur
allgemein in der Bestreitung der Forderung überhaupt mit gemacht,
aber nicht besonders acceutuirt wurden, nachher nicht mehr geltend
gemacht werden dürften;

6. sowohl die bei Erwirkung des Rechtsvorschlages ausdrücklich
gemachten als die erst im Rcchlsöffnungsverfahren näher ausgeführten
Einwendungen sind aber nicht zur Entscheidung auf dem Wege des

abgekürzten Verfahrens geeignet, sondern erheischen durchaus die

Verhandlung auf dem ordentlichen Wege;
7. jedenfalls ist bie Forderung des Betreibenden dem Mangel

eines Zugeständnisses auf Seile der Betriebenen gegenüber nicht in
einer Weise liquid dargethan, daß Rechtsöffnung ertheilt werden könnte.

(Directe Mittheilung.)

93. 94. Jncidentalproccdur. (Freiburg.)
M. Dsglon, Bezirksgerichtspräsident in Milden (Moudon),

C. Waadt, hatte gemeinsam mit Florentin Bussard gegen baar von
Pidaur Holz gekauft (2Z. Aug. 1866). Seinen Antheil trat Bussard,
der den Kauf nicht halten konnte, an Dsglon ab (3. Oct. gl. I
Auf einen Theil dieses Holzes legten am li. November gl. I. Dutoit
in Drognens (Waadt) und Bays in Siviriez in dem Bahnhof von
Nomvnt Beschlag (Wagon U. n. 54), indem sie ihrerseits sich als
Eigenthümer erklärten, da sie vielmehr von Bussard das Holz gekauft
haben, wie Dsglon ganz gut wisse, indem er zu ihnen, Bays und
Dutoit nach Siviriez gekommen sei, um zu sehen, wie sie mit Bussard
stehen, und damals gesagt habei „Ich will Bussard aus seiner Be-
drängniß ziehen und ihm Geld vorstrecken. Ich will mir dasselbe
Holz von ihm abtreten lassen und Ihnen zum gleichen Preis
abtreten. Sie können dann Bussard noch Fr. tlsi» auszalen, den Ueberrest

aber mir vorbehalten. Ich bin bei Bussard halt im Vorschuß
für gelieferten Wein und muß sehen, wie ich mir helfe." Ja noch

einige Tage vor der Beschlaglegung habe Dsglon zu Dutoit gesagt,

er werde nichts in dieser Sache thun, ohne ihn noch gesprochen zu

haben. Dsglon habe ihnen also Fr. 47l. 30 Vorzalungen an Bussard

zu verguten, für welche sie in Folge des Beschlags die Deckung
verlieren würden. Dutoit und Bays verlangten demnach nicht nur Aus-
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Hebung des Beschlags, sondern widerklagsweise überdies Anerkennung
ihres Eigenthums an dem mit Beschlag belegten Holz durch den

Beschlagnehmer Dèglvn.
ES ist an dieses Geschäft und diese Schutzmaßregeln, daß nun

folgende Verhandlungen vor dem freiburgischen Gericht des Glane-
bezirkS sich anschließen, die wir hier unverändert mittheilen und die

geeignet sind zu Würdigung des freiburgischen CivilprocesscS
beizutragen.

(Sitzung vom 2Z. Jan. I8KK). ^ I'appui, les détendeurs vutoit
et La^s déclarent dors et dèsà, tant sur leu-' ensemble que sur
leurs détails dèkèrer à N. vèglon, président du tribunal à Sloudoo,
le serment dscisoire.

II» contestent les allègues clo leur partis adverse, et si celle-
ci ne renonce pas à sa demande d'autition de témoins, désormais
iuulile, ils disent ne pas s'x opposer, mais ils protestent pour les
(rais. Ils réservent de completer la série des laits sur lesquels
le serment est delerô.

ill. vèglon, président, prend acte de la non-opposition aux
preuves demandées.

Il prend acte pareillement de la delation de serment; avant
de s'expliquer sur es point, il estime que sa partie adverse doit
catégoriser tous les kaits sur lesquels ill. vèglon a à se prononcer,

se réservant alors ou d'accepter purement et simplement le
serment défère ou de Is röterer à ses adversaires sur tout ou

partie des laits allègues.
vour couper court, Is défendeur déclare n'avoir pas d'autres

laits que ceux énonces ci-dessus.
SI. vèglon prend acte de cette categorisation; il répondra par

exploit sur l'exposà qui vient d'être lait, attendu que de son côte
SI. vèglon déclare dors et dôjà dèkèrer le serment à AI. vutoit
sur la question de savoir si Lussard ne lui a pas reconnu ou lait
connaître que l'instant ne voulait entrer dans aucuns relation
avec lui.

kl. vutoit répond que Lussard lui a eilecîivement tenu ce pro-
pos, mais que plus tard A. veglon lui-même lui a dit le
contraire. Lur cette déclaration il accepte le serment qui lui est de-
ksrè, et il est prêt à le soleoniser quoique le lait soit iusignillant
su procès,

Huant aux procèdes que la partis adverse se propose de suivre

pour répondre à la delation du serment du détendeur, Äl. vutoit
ne peut l'admeltre, et il demande que U. vèglon soit tenu de

répondre à cette audience s'il accepte le serment ou s'il le référs,
au besoin il conclut à être admis dans cette demande par gugemeot
ineidentel avec dépens.
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Vu les preuves testimoniales demandées, l'abssnes de AI. lîaxs
et les nombreux détails eovteuus dans lu dictes adverse sinsi que
les urt, 322 et suivuuls ilu code de procédure civile, 220l et sui-
vuuts <iu code civil, Al. Oê^lon demande de son côte qu'il lui soit
accords uo délai suklisunt pour s'expliquer sur clisqus point de

l'appointemsnt adverse et pour se decider, ensuite de Is delation
dont il prend acte, s'il l'scvspts ou s'il lu réfère, ou enlio s'il u
d'autres preuves à administrer.

II conclut » être admis dans cette demande et partant s libs-
ration cle le demande sdversè, ce pareillement avec dépens.

Lnsuite dos observstions kaitss per Al. Is president du tribunal,
les parties conviennent de no pas donner suite à cet incident.

(Sitzung vom 13. Febr. 1866.°') l.s comparant demande d'entrss
de cause quo N. vutoit produiss la procuration qu'il a otkerte de

Is part de AI. IZs^s.
AI. Dutoit produit la procuration demandes.
Al. veZIon prènd acte de la procuration pro .uits, sous la

réserve que la partis adverse fora légaliser sa signature.
lìeprenant le fond de la cause, AI. vè°'Ion produit le mandat

de reforme qu'il a ksit notifier à sa partis adverse sous date du
11 courant.

ll'aut en se rêksrant â cet exploit et sous les declarations qu
^ sont inentwnnees, Al. veZlon dit qu'il limite ses conclusions su
procès a celles mentionnées sous le n» 2 du protocole de la
derniers séance, notamment à la nullité du séquestre place sur ses

bois, ce avec dommages-intérêts lîxès au cbiil'rs de 250 fr. sous
réserve de la modération du .juge.

l'appui de s» conclusion, il produit ses actes de propriété et
csose produite la lettre de Al. Is prépose aux marcbandises s la
gare de llvmont,

b,e défendeur, avant de se prononcer sur la réforme de l ad-
vsrssire, requiert celui-ci de préciser Is point de Is procedure su-
quel il entend faire remonter les effets de cette réforme.

Al. vsAlon, se rcksrsnt s son mandat, rspèts qu'il se borne
aux dictées kaites dans la dernière séance, soit à la restriction de

ses conclusions en ne prenant que celles formulées en nullité de

séquestre, estimant que les autres questions, demeurant réservées,
doivent être débattues devant le ^jugo de son domicile.

llotto conclusion vlant sinsi restreints, il vs sans dire que les

operations des preuves annoncées par Al. Oèglon tombent sous le
coup de cette reforme et que la partis adverse pourra s'expliquer
sur la conclusion prise de cette manière restreiuts au procès.

") Die Quelle liest irrig 1867.
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8ur ce, Is défendeur declare s'opposer à la reforme notifies et
demandes par la partie adverse, à moins que eslle-ei os vovseots
su maintien dans Is procès de la eouàsioo reconventionnelle qui
s ètê prise par lui.

lll. flexion estime que des conclusions restreintes st partant
nouvelles stsnt prises par lui su procès, la partie adverse doit
procéder s nouveau sur celles-ci, mais re procède est indépendant
de celui sur la réforme.

lout en réservant les droits respectifs des parties ensuite de la
reforme, N. flexion conclut s es que celle qu'il vient de ksirs et
qu'il s formules à la partie adverse par exploit du 12 courant, soit
declares admissible svso dépens.

l'out en prenant acte de ce fait, que N. flexion n'a sonxe à se

reformer, c'est-à-dirs à refuser de discuter la question de propriété
dcs bois liìixieux que depuis le ^'our ou les défendeurs lui ont
defers le serment deeisoire, ceux-ci concluent à liberation de Is con-
elusion ineidentello, pareillement avec dépens.

pour sviter tout doute, III. flexion réitérs au protocole que dans
sa reforme il réserve l'art. 116 du c. p v. en ce qui concerne le
fait, du reste déclare accepter le serment defers.

fls son côte, A Ilutoit, pour plus de clarté aussi, rèpàte qu'il
ne s'oppose g la réforme de la partie adverse qu'autant que celle-
ci a pour but d'enlever su procès la question de propriété poses
par elle-même, poses à nouveau par Is conclusion reconvention-
uelle st dans le eceur de laquelle entre directement ^Is kait sur le-
quel le serment deeisoire s êts dskêrv à N. Ilutoit st s- cepts par celui-ci.

N. flexion, de son côté, estime que l'admissikilite de la reforme
doit être séparés de toute autre question, stq us les droits respse-
tiks des parties doivent demeurer reserves pour que cbseune puisse
conclure comme elle l'entendra, nu opposer de même à toute conclu-
sion ensuite de la decision sur l'admissikilite de la reforme en principe.

A. Ilutoit estime au contraire que, dans le cas particulier, on
ne peut admettre une reforme qui s pour but st qui aurait
inévitablement pour consequence de retranebsr du procès un^ conclusion
dè^'à poses, relativement à laquelle seulement et uniquement le
serment accepte par U. Ilutoit peut avoir un eiket.

8ur ce, la parole est successivement accordée aux défenseurs
des parties pour le développement oral de leurs moxens. puis il
est procéds su ^uxement.

I^e tribunal trouve que la question s Zuxsr consiste à savoir
si HI. flexion, president du tribunal s llloudon, est en droit de
conclure s être admis, avec dépens, dans la réforme qu'il s kait
notitler s sa partis adverse, le ll courant, et portant à limiter
ses conclusions su procès, à celle mentionnée sous le n° 2 du

protocole de la seance du 2Z janvier, soit à la demande de nul-
Zeilschrift f. schweiz. Recht. XVIII. 1. (3) 4
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lits du séquestre avec dommages-intsrêts, kixès à 250 kr., sous
reserve de là moderation du juge, ou si par contre Nlll. vutoit et
vn^s sont en droit «te conclure à libération, pareillement nvee dépens.

8ur quoi, considérant que, sous date «lu 23 janvier écoule,
N. Légion s ksit assigner NA vutoit et Vsxs devant Is tribunal
cle la Klane, pour leur faire reconnaître 7

1° Zoo droit de propriété sur les bois qu'ils ont kait séquestrer

le k novembre dernier à Is gnre àe lîomont, dans le wagon
portant la lettre 0 et le n" 54,

2" va nullité àe ce séquestre avec dommnges-intêrêts fixes à
250 kr., sous reserve àe la modèrntion àu juge;

lju'en sennes bodierne, U. vèglon s declare vouloir restreindre
ses conclusions au procès a celle prise en principe sous le n" 2

conkormèment au msnàst àe reforme qu'il a ksit notilier à sa partie
sàverss le 11 courant, mais que celle-ci s'^ oppose;

0u'aux termes àe l'art. llk àu coàe àe procedure civils, la
partie qui estime que l'instruetion à'une slksire n'est pss dirigés
à'une msnière favorable à ses intérêts, peut recourir à la re-
korme; que celle-ci, nux termes àe l'art. llö àu même coàe, an-
nulle tous les actes àu procès jusqu'au point que determine la partie
qui se reforme sous les restrictions mentionnées à l'srtiels llk àu
même coàe;

Zu'aux termes àe l'art. tig, 3me slines, la reforme peut avoir
lieu jusqu'au jugement au principnl;

0ue des lors la reforms en principe no peut jamais être relu-
see lorsqu'il est tait olkre des frais frustrâmes, et qu'au reste àsns
l'espves, !» réforme laisse subsister, conformément à l'nrticlo llk
àu code précité, le serment défère su défendeur vutoit;

tZu'su surplus les parties peuvent on tout état de esuss res-
treinàrs leurs conclusions;

var ces motifs, le tribunsl juge et prononce:
III. vèglon est declare bien kondè dans sa conclusion ineiden-

telle, et Illlll. vutoit et Ln^s «conduits de leur opposition.
I.es krsis de cet incident suivront le sort de ceux de la cause

su fond.
0e jugement est immèdistement communique aux parties.
Lur ce, N. vutoit se reportant au point ou remonts la reforme,

requiert N. vèglon de fournir les sûretés pour les dépens
présumes du procès.

N. vèglon est en droit de s'opposer à cette réquisition vu
l'entrèe en matière, mnis sans préjudice de droit, son avocat se

porte personnellement enution jusqu'à concurrence du ebillre qui
sers lixè par U. le président.

l>e eliitl're des sûretés est lixè à lSll kr.
A. vutoit accepte le cautionnement intervenu. II conclut à
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liberation ds Is demande de Is partis adverse par le motik que Ini
et son consort sont propriétaires <Ies dois litigieux, et recon-
ventionnellement il conclut à cs que KI. vexlon soit condamne
à reconnaître vv droit lis propriété en leur faveur; subsidiaire-

ment, à es qu'il soit condamne s leur ps^er Is montant de 471 kr.
30 e, qui leur est redû par florentin kussard, le tout pareillement
avec dépens.

kl. vexlon ne peut admettre les conclusions adverses telles
qu'elles sont formulées. Vu l'bvure avancée, il pris le tribunal
de lui accorder le terme nécessaire pour se prononcer par exploit
sur leurs conclusions, déclarant dors et dHà qu'il conclut pour la
conclusion premiers de la partie adverse à son renvoi g mieux

agir avec dépens, et pour la question reconventionnells, a ce que
celle-ci, vu l'ineompêtsnce du ^u^s, soit declares inadmissible,
pareillement avec dépens.

des défendeurs concluent à libération avec dépens de cette
double demande,

KM. vutoit et consort consentent su délai demande, protestant
toutefois pour les frais.

(Sitzung vom 23 Jan. 1867>: de comparant, kl. veZIon,
demande suite de cause.

kl. Ilutoit déclare être étalement prêt à suivre en cause. II
depose la procuration de kl. La^s degà produite.

8ur cs, kl. veZIon declare reprendre ses conclusions incidentes
mentionnées au protocole de la séance du 13 kevrier dernier, es

avec suite de frais.
kl. vutoit reprend les siennes en liberation, pareillement avec

dépens.
da parole ost successivement accordes aux défenseurs des parties

pour le développement oral de leurs moyens, puis il est pro-
cede au jugement.

de tribunal trouve que la question principale à pi^sr consiste
à savoir si kl. veZIao, président du tribunal de kloudov, est
fonde à conclure à es que KM. vutoit et vs^s, à Livirie?, soient
condamnes avec dépens à reconnaître la nullité du séquestre par
eux impose le 6 novembre dernier, sur des bois ckarxes s Is xsre
de lîomont dans le vvaZan portant la lettre II et le n^ 54, avec
dommsAss-iotêrêts lixes, sous réserve de la moderation du ^'uxe,
à 2Sl> fr., ou si KM. vutoit et La^s sont en droit de conclure
d'abord a liberation de la conclusion adverse, puis renconveotion-
nellemsnt à cs que kl. veZIon reconnaisse leur droit de propriété
sur les bois litigieux, et subsidiairement s es qu'il leur pais le
montant de 471 kr. 3V. c. qui leur est redû par dloreotin Lussard,
le tout avec dépens.

Il constate ensuite que lu question incidents à ^uZer pre'ala-
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blemevt consists à savoir si U, vêAlon sst fondé à conclure à es

quo les défendeurs soient renvoies à mieux azir quant à leur
première conclusion et à es que la question reeooventioooelle
soit, vu l'iocompètenes <lu quAg, dsclarse inadmissible, le tout
avec dépens, ou si par contre AM, vutoit et Lavs sont fondes à
prendre uns conclusion libératoire de cette double demande in-
eidentslle, psreblemsnt avec dépens.

Statuant sur cette question préliminaire, Is tribunal considère,
Lu fait:
yus par exploit à 6 novembre dernier, AM, Laxs et vutoi't,

à Sivirie?, ont kait si?nilier à N, lîobadex, ckek de xars aux mar-
cbandises à lîomont, s dèlebse 6e se dessaisir sous quel prétexte
que ce soit d'un ebar^ement 6s bois prêt à être expédie par un
tiers sur le vvs^on portant la lettre U et le n" 54, cela en leur
qualité de propriétaires de dits msreksndise;

gue le 8 du même mois Al, vsKlon, président du tribunal de

Aloudon, à lait sommer AM, Laxs et vutoit de reconnaître la nullité
de leur defense, les faisant assigner en cas de relus devant le
quKe de paix de lîomont pour tenter Is conciliation;

gue celle-ci n'axant pas abouti, AI, vexlon a fait citer les prê-
nommes kaxs et vutoit devant le tribunal de la Llàne ou il a
conclu à la première séance à ce que ceux-ci soient condamnes
à reconnaître son droit de propriété sur les dits bois et partant à

la nullité de la defense en question, mais qu'à la seconde seance
il a demande et obtenu une reforme tendant à ne laisser subsister
au procès que la seconds conclusion;

gue AM, Laxs et vutoit ont conclu à liberation de la demande

adverse, puis reconvsvtionnellemsnt à ce que Al, vè^lon recon-
naisse leur droit de propriété sur les bois litigieux et subsidisi-
renient à ce qu'il !eur paxe un montant de 47t fr. 3t> e par eux
livres à Llorentin Lusssrd;

gu'il s êtè produit su procès deux actes; l'un par lequel
Al vèZlon, de concert avec Llorevtin Lusssrd, avait acquis une
forêt dans le canton de Vsud st a repris plus tard la part de son

associe, l'autre par lequel Llerentin Lusssrd s vendu à AlZl. vu-
toit et Lsxs uns certains quantité de plsnckes à rendre en Kars à

lîomont:
tZue la question de savoir par qui les bois en litige ont èts

conduits à Is Zare de lîomont n'a stê ni éclaircie, ni même poses
dans les débats,

Ln droit:
gusnt à la demande de renvoi à mieux aZir:
gus c'est Al, vsglon lui-même qui a nanti de la cause le tri-

bunsl de la Liane et que celui-ci, axant stê accepte par les de-
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tendeurs, «s trouve competent pour connaître de Is conclusion qui
est prise eo liberation de Is demande de nullité;

t)ue dès lors MI, Luloit et Ls^s oe ssursient être renvois»
à mieux agir parce qu'ils eoueluent en premiers ligne à liberation
«le Is demande introduits voutrs eux.; l'apprêciation des motifs à

à l'appui <Io eette eonelusioo et même de leur admissibilité stsot
toujours réservée su ^'ugv;

Huant sux eouelusiavs reconventionellss ^

Hue Is conclusion rsonoventiouells subsidiaire n'est en réalité
qu'une conclusion alternative, soit uns ogre faite à I» psrtie ad-

verse et que psrtsnt c'est Is conclusion principale qui iloit essen-
tiellemeut être prise en considération dans Is question de savoir
si Is reconvention est admissible;

Hu'sux termes àe I'srt. 2t> du code de procedure civils, le tri-
bunal saisi de l'action est aussi voinpstsut pour connaître de Is
demande reconventionnelle;

Hue celle-ci doit, sus termes às l'srt 284 <lu coàs précité,
être eo rapport quelconque avec le àemaoàe originaire;

Hue àsns l'espàce les conclusions reconventionnellss às Nill.
vutoit et Ls>s sont en rapport àirect avec Is conclusion su tond
às l'acteur, puisqu'elles ont trait, Is première su àroit même àe

propriété àes bois litigieux et I» seconde à Is konilieation àu prix
àe ces bois;

Hue pour fairs prononcer l'ioadmissibilits àe la conclusion psr
laquelle les défendeurs prétendent fairs constater qu'ils sont pro-
priêtsires des bois en litige, il faudrsit établir que Is tribunal de
la f-lâne n'est pss competent pour connaître de eette question et
qu'en la retenant il commet uns distraction de kor, msis que cela
n'est nullemsut établi, attendu i

«) Hue m. Legion n'a vocation de demander la nullité de la
dêkenss de laisser disposer des dois que pour autant qu'il se fasse
reconnaître comme le veritable propriétaire de ces bois oii du moins
comme en Äavt nécessairement le propriétaire présume, msis que
loin de justifier de cette quslits, N Legion a retirs la conclusion
qui tendait à faire reeoouaitre son droit de propriété et que des

qu'il n'a pas même pose en kait que oe serait lui qui aurait amenê
les bois en gare, il n'existe pss plus de présomption en sa faveur
qu'en celle du défendeur; <

Hu'en eiket le seul fait établi par III, Légion, celui qu'il s

acbsts une forêt a exploiter, ne prouve point que les bois

séquestres à la gare de lìomont ne peuvent qu'être sa propriété ;

Hu'ainsi Is question controverses de la propriété reelle ou

presumes des bois est inseparable de celle relative à l'apprêciation
du bien ou mal kondê de la défense notikêe au cbek de garez
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d) gu'il serait tait application du même principe à I'eKsrd
d'un indigène, domicilie dans Is canton, äs sorts que l'sdmission
de Is conclusion rei onveotionnelle n'a rien de eovtrsirs à Is dis-
position de l'srt 48. de Is eonstuution tèdêrslo;

c) Ou'il ne s'sKit pas, dsus l'espàcs, d'une rô lamstion per-
sonnelle, comme si NU. votait et La^s svsient séquestre pour
des dettes personnelles s N. LèZIon et Iiors du esntno de son

domicile, des biens qu'ils reconnsitrsient être Is propriété de ee

dernier, que psrtsnt il n'^ s pss lieu à invoquer lu disposition
de l'srt. 50 de Is constitution ksAêrsle;

d) (lu'il s'a vit su contraire d'une notion réelle mobilière, Is-
quelle, sux termes de l'srt. 21 du code de procédure civils, «st
intentée devant le juxe du domicile du détendeur et que les de-

tendeurs su procès sont NN. vutoit et La^s;
gus lu dèkonss uotillse au vlisk de ^aro n'a ets qu'une mesure

conservstoire qui no peut être snvissKso comme une iotroduc-
tion de cause, puisqu'elle n'ètsit pss adressoe s N. vèKlon et

qu'elle s seulement provoque le procès actuel comme l'sursit
provoqué une prise de posse-sion ou voie de tait quelconque
mais qu'en dèlìnitive celui-là est acteur dans l'actioo réelle mo-
biliàre qui tait instance devsnt les tribunaux pour revendiquer Is
cbose, et celui-là est détendeur qui s'oppose à la revendication st
veut taire valoir ses droits meilleurs;

e) i)u'su reste, il a èts admis par I» jurisprudence tederale
que, même en matière de ssisio, le propriétaire reel de la cbose

peut seul invoquer l'srt. 50 de la Lonstituìion tederale st que
s'il ^ s doute il doit prouver ses droits do propriété (décision du
llonseil tedoral du 27 septembre 1854, toi. 3lZS du recueil);

Considérant enlln que N. Oeßlon n'a pss de motiks pour tenir
à os quo la question do propriété soit soumise s un autre tribunal

que celui de la tZIâno, qui esl dêg'à nanti, puisque les dêken-
deurs l avaient ôtsbli lui-même seul juKS de la cause, en lui de-
tarant le serment deeisoire;

par ces motits le tribunal juxo et prononce:
Ives conclusions de N. veKlon concernant le renvoi à mieux

azir des détendeurs et l'inadmissibilite de leurs conclusions ro-
conventionnelles sont écartées;

variant les détendeurs sont admis à prendre su procès les
eonelusions qu'ils ont kormuless.

II sera status sur les trais do cet incident en même temps que
sur ceux do Is cause au tond.

Darauf ward der Recurs an das Cantons,;ericht ergriffen, welches

folgenden Spruch erließ (15. Juli 18S7):
bo tribunal cantonal trouve quo la question à decider consiste

a savoir:
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8i AI. De'xlvn est foods à condors à os que AM. Dutoit et Laz's
soient renvoies svcc dépens, à mieux a^ir, quant à leur con-
elusion en libération de su demunde en nullité du séquestre
qu'ils ont impose le i> novembre dsrbior sur les buis ckarAês à

lu Agre de komont dans le va^ou portant lu lettre A ei le o» 54,

uvse dommaxes-intêrèts lixès, sous réserve de Is moderation du

^'u^e, à 25l> fr., et en oe qui concerne leur demande reounven-
tionnelle, à ce que celle-vi, vu l'incompêtsnce du ^uKe, soit de-

clarêe inadmissible, pareillement avec dépens; ou si Ai AI Dutoit
et Daxs sont eu droit de oonelure avec dépens à Is liberation de

ootte double demande.
Honsidsrant en fait. — Hue par exploit du 6 novembre 18tik,

AM. Dutoit et Ls^s ont kait signifier à Al. Ilabadex, ekef de gare
aux marcbandises à Ilomont, la défense de se dessaisir, sous quel-

que pretexts que os soit, d'un cbsrKemeot de bois, prêt à être
expédie par un tiers, sur le wa^on portant 1s lettre II et Is n° 54,

cela en leur qualité de propriétaires de dite marcbandise;
Hue le 8 du même mois, Al. Lésion a fait sommer AIN. Dutoit

et IZsxs de reconnaître la nullité de leur défense;
Hue la conciliation sur cette sommation n'axant pu avoir lieu,

AI. Dê^Ion s cite les prénommés Dutoit et Ils^s devant le tribu-
nal de la tllâne, ou il a conclu, à Is premiers seance, à ce que
ceux-ci soient condamnes à reconnaître sou droit de propriété sur
les dits bois et partant à la nullité de Is dêkensv en question, mais

qu'à la seconde séance, N. DêZlon a demande et obtenu une
reforme tendant à oe laisser subsister au procès que îs demande en
nullité de la prédite défense ;

Hue AM. Dutoit et Da^s ont conclu à liberation de la demande
adverse, puis rsconventionaellemont à ce que AI. DsAlon recon-
naisse leur droit de propriété sur les bois litigieux, - et subsi-
diairement à ce qu'il leur paie un montant de 471 fr. 3» c., par
eux livres a florentin Hussard;

Hue là-dessus s'est èlevss la question incidente à trancker au-
Mird'kui en deuxième instanee.

Considérant en droit. — Hue Is demande de AI DeZIon ten-
dsnt à faire prononcer la nullité de séquestre soit dsksnse, du
K novembre 18L6, est fondée sur l'incompêtence du ^'uZe fribour-
Asois pour permettre cette mesure dans Is circonstance;

Hu'il suit de là: gu'à teneur de l'art. 41 du c. p. c le litiZe
principal existant entre parties doit être traits incidemment et se-

parement de toute autre question, puisqu'il revêt en réalité le ca-
ractère d'un dsclinstaire.

Hue les défendeurs a^ant mêle s leur conclusion en liberation
des conclusions actives tendant à la reconnaissance de leur pro-
prists, ils ont dès lors mal precede
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gu's un sutro point 60 vus les 6êsev6ours ont sussi pris 6es
conclusions irrêKulières et vicieuses, puisque:

1° Ln matière 6e séquestre, que Is loi sssimile à Is ssisio, il
n'^ u gsmsis lieu 6's6mettro uns 6emsn6e reconventionnelle;

M lles termes 6os srt. 267 et 284 6 u c. p. c. il results que
le 6ôlev6eur ne peut opposer une êlemsnâo reconventionoolle
que s'il v's pss conclu s libèrstion «Ze I» 6emsn6e su lov6;

gue ilsns l'ospèce les conclusions recoovenlioonelles îles 6s^
leoileurs n'ètsnt 6'siIIeurs point slternstives, sinsi que les
premiers suzes l'ont »6mis, insis se trouvsnt su contrsirs on lisison
intime svec leur conclusion eu libêrstion, celte cumulstion n ost
point compstiblo svec les «Impositions 6e Is loi et os peut en
consèoueoco êlre^snctionoêo psr le.juAs;

par tous ces'motifs, le tribun»! csutonsl srrêts:
Al IlsZIon est sâmis 6sos les conclusions; psrtsot, AU. llutoit

et Ls^s sont êcon^luits 6es leurs en libêrstion.
H6ourvsl 6es tribunsux vsu6ois. XV. pp. 463 s. 486 s. 563 s.)

95. Schiedsspruch. Weiterzügiichkeit. lWaadt.)
Am 6. März 1866 hatten in Folge Schiedsvertrages vom 16.

Januar gl. Jahrs in einer Streitsache über Arbeit im Kellergeschosse

der Johanna Bidal und daherigen Schaden, die Schiedsmänner

I. C. Montant, F. Küpser und John Joly einen Spruch zwischen der

Bidal und Johann Brüderlin, beide in Ryon, ausgehallt.
Die Bidal ergriff gegen diesen Spruch den Recurs. Der Gegner

bestritt die Zuläßigkeit des Recurses, da im Schiedvertrag der Spruch
als unweilerzüglich erklärt sei.

Der Cassationshof der Waadt ließ aber diesen Theil des

Vertrages nicht gelten, sondern verfügte am 28. April 1863 Aufhebung
des Schiedsspruchs:

sttenà
Hue !o recours, contre les guZements rooâus, est un 6roit qui

ost coolers sux parties psr ls constitution et l'ensomble 6os lois
gu6îc!siros; qu'à rsison 6e son csrsctère, ce «lroit 6oit sirs cou-
sissêrô comme ôtsnt «Vordre public;

l^u'il suit, 6o ls, que les parties no peuvent y renoncer vsls-
blement svsnt quo leguAement no soit iotervonn, soit, comme 6sos

l'espèce, psr compromis srbitrsl;
gu'siosi ls clause, sur Isquelle s'êtsio le mo^on prêfussiciel.

est nulle, et 6s nul esset.

> (ssournsl 6es tribunsux vsu6oîs. XVII. pp. 232 s
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